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Jahresauftakt beim Naturschutzbeirat des Landkreises
Landrat: „Der Einsatz der ehrenamtlichen Naturschützer ist unverzichtbar“

Die anwesenden Mitglieder des Naturschutzbeitrats, im Vordergrund v.li. die komm. Leiterin des Umwelt- und Bauordnungsamtes, Ariane Bönsch, 
Landrat Marko Wolfram und der Vorsitzende des Natursschutzbeirats, Ahmad Sobeh. (Foto: Martin Modes)

So präsentiert sich das Flä-
chennaturdenkmal Gorndorfer 
Weiher heute 
 (Foto: Thomas Kretschmer)

Rudolstadt. Der Naturschutz-
beirat des Landkreises Saal-
feld-Rudolstadt traf sich zum 
Jahresauftakt am „Stammsitz“, 
im Haus III des Landratsamtes in 
die Schwarzburger Chaussee 12 
in Rudolstadt. Organisiert hatte 
es Alexandra Koschmieder, die im 
Sachgebiet Naturschutz für die 
Zusammenarbeit mit dem Natur-
schutzbeirat zuständig ist.
„Der Einsatz der ehrenamtlichen 
Naturschützer ist unverzichtbar, 
um die Arbeit unseres Umwelt-
amts angesichts der begrenzten 
Ressourcen effektiv zu machen“, 
so Landrat Marko Wolfram. Als 
Dankeschön hatte er ein kleines 
Geschenkpaket dabei, das auch 
den exklusiven Jubiläumskalender 
über das große Doppeljubiläum 
900 Jahre Klosterweihe und 550 
Jahre Amtshaus in Paulinzella 

enthielt. Darüber freute sich be-
sonders Beiratsmitglied Matthias 
Schwimmer vom Forstamt Saal-
feld-Rudolstadt. Er warb für die 
Jubiläumsaktion des Forstamtes: 
Anlässlich des Internationalen Ta-
ges des Waldes am 21. März sollen 
550 Weißtannen in Klosternähe 
gepflanzt werden, die an den Bau 
des Amtshaues und heutigen Sitz 
des Forstamtes vor 550 Jahren 
erinnern. Der Naturschutzbeirat 
besteht aus insgesamt 16 Perso-
nen, die von Umweltfachverbän-
den, Land- und Forstwirtschaft 
delegiert sind. Weitere ehrenamt-
liche Naturschützer sind berufene 
Naturschutzbeauftragte. Der 2023 
zum Vorsitzenden des Beirates 
gewählte Ahmad Sobeh, 1. Vorsit-
zender der Pacht Fischerei Hege 
Pflege Natur- und Artenschutz 
Gemeinschaft der Saalfelder An-

gelvereine e.V. (PHG), wurde 
schließlich selbst als neuer Na-
turschutzbeauftragter berufen. 
Naturschutz-Sachgebietsleiterin 
Birgit Müller richtete in ihrem Be-
richt den Fokus auf das Ende 2023 
neu ausgewiesene und vergrößer-
te Naturschutzgebiet „Greifen-
stein und östliche Gölitzwände“ 
bei Bad Blankenburg. Die Tätig-
keit des Naturschutzbeirates für 
2023 stellte der frühere Vorsitzen-
de, Dr. Steffen Schliemann vor, 
der das Amt im Jahr 2020 von Wil-
helm Meyer übernommen hatte.
Das Kernthema, das auch den 
Naturschutzbeirat bewegt, griff 
Thomas Kretschmer in einem 
historischen Fachvortrag auf 
– Warum guter behördlicher 
Naturschutz nicht ohne den eh-
renamtlichen Naturschutz geht.
Dabei spannte er einen Bogen 

bis zur ehrenamtlichen Natur-
schutzarbeit in den 1980er Jahren 
im Alt-Landkreis Saalfeld und die 
Aufschwung Ost Naturschutz-
projekte 1991-1994. Ausführlich 
erläuterte er die Pflegemaßnah-
men am Flächennaturdenkmal 
Gorndorfer Weiher von damals bis 
heute, an denen er maßgeblich be-
teiligt war.
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Hauptsatzung
Korrektur der Bekanntmachung im Amtsblatt 02/24 
vom 1. Februar 2024

3. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt

Aufgrund des § 99 Abs. 1 der Thüringer Kommunalordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24. März 2023 (GVBl. S. 127), hat der Kreistag des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt in seiner Sitzung am 12. Dezember 2023 folgende 3. Sat-
zung zur Änderung der Hauptsatzung des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt vom 
18. August 2016 (Amtsblatt Nr. 09/16 vom 20. August 2016), zuletzt geändert 
durch die 2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung vom 4. Februar 2022 
(Amtsblatt Nr. 05/22 vom 17. März 2022), beschlossen: 

Artikel 1
Änderung der Hauptsatzung:

§ 14 (Öffentliche Bekanntmachungen) wird geändert und erhält folgende Fas-
sung:

1. Satzungen des Landkreises werden öffentlich bekannt gemacht in dem 
Amtsblatt „Gemeinsames Amts- und Mitteilungsblatt des Landkreises Saal-
feld-Rudolstadt, der Städte Saalfeld, Rudolstadt und Bad Blankenburg“.

2. Sind Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte oder 
Erläuterungen Bestandteile einer Satzung, so kann die öffentliche Be-
kanntmachung dieser Teile auch dadurch erfolgen, dass sie beim Land-
ratsamt ausgelegt werden und auf diese Auslegung bei der öffentlichen 
Bekanntmachung der übrigen Teile der Satzung in der nach Absatz 1 vor-
geschriebenen Form hingewiesen wird. Die Dauer der Auslegung beträgt 
vorbehaltlich abweichender gesetzlicher Regelungen sieben aufeinander 
folgende Tage, beginnend mit dem Tag der Veröffentlichung des Hinweises 
auf die Auslegung; dienstfreie Tage werden nicht eingerechnet.

3. Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentliche, amtliche oder ortsübliche) 
Bekanntmachungen gilt Abs. 1 entsprechend, sofern nicht Bundes- oder 

Amtliche 
Bekanntmachungen

Ein Schwergewicht der Lokalpolitik
Landkreis trauert um Joachim Heinecke, 
der zwei Jahrzehnte den Landkreis mitgeprägt hat

Die Nachricht vom Tod Joachim 
Heineckes hat viele Menschen 
im Landkreis und in der Stadt 
Saalfeld erschüttert. Nach kur-
zer schwerer Krankheit ist er 
am 14. Februar im Alter von 70 
Jahren verstorben.
Seit dem Jahr 2004 und damit 
über zwei Jahrzehnte prägte er 
den Kreistag des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt durch seine 
sachliche und zugleich leiden-
schaftliche und konstruktive 
Arbeit. Im Mittelpunkt stand für 
ihn das Gemeinwohl der Men-
schen im Landkreis und sei-
ner Heimatstadt Saalfeld. Sein 
kommunalpolitisches Gewicht 
wurde durch die Wahl des lang-

jährigen Stadtratsmitgliedes 
zum 2. Beigeordneten der Stadt 
Saalfeld im Jahr 2019 noch wei-
ter verstärkt.
Im Kreistag brachte er seinen 
großen Sach- und Fachverstand 
als selbständiger Unternehmer 
insbesondere in der Arbeit in 
den Ausschüssen für Bau und 
Vergabe, Kultur und Bildung 
sowie für Kreisentwicklung ein. 
Die Bürgerinnen und Bürger 
im Landkreis trauern um eine 
Persönlichkeit, die sich in vier 
Wahlperioden und damit über 
20 Jahre, mit großer Leiden-
schaft für ihren Landkreis und 
insbesondere die Kreisstadt 
Saalfeld eingesetzt hat. Joachim 
Heinecke war ein sympathi-
scher und humorvoller Mensch, 
in dessen Gegenwart man sich 
wohl fühlte und mit dem man 
gerne gemeinsame Zeit ver-
brachte. Mit seiner positiven 
Ausstrahlung und Herzlichkeit 
machte er jede Begegnung zum 
persönlichen Gewinn.
Der Landkreis verliert mit Joa-
chim Heinecke einen Menschen, 
der als Kommunalpolitiker über 
alle Parteigrenzen hinweg sehr 
geschätzt wurde. Er wird in un-
serem Landkreis eine kaum aus-
zufüllende Lücke hinterlassen.
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Landesrecht etwas anderes bestimmt. Im Übrigen findet die Thüringer Ver-
ordnung über öffentliche Bekanntmachung der Gemeinden, Verwaltungs-
gemeinschaften und Landkreise (Thüringer Bekanntmachungsverordnung) 
in der jeweils geltenden Fassung Anwendung.

4. Ist eine Bekanntmachung nach Absatz 3 in der dort festgelegten Form aus 
zeitlichen Gründen nicht möglich, so erfolgt die Bekanntmachung auf der In-
ternetseite des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt unter www.kreis-slf.de. Die 
Bekanntmachung ist nachrichtlich im nächsten Amtsblatt wiederzugeben.

5. Die Bekanntmachungen nach den Absätzen 1, 2 und 3 erfolgen zusätzlich 
nachrichtlich auf der Internetseite des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt un-
ter www.kreis-slf.de.

6. Die ortsübliche öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesord-
nung der Kreistagssitzungen sowie der Sitzungen der Ausschüsse erfolgt 
auf der Internetseite des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt unter www.
kreis-slf.de. Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sit-
zungen des Kreistags und der Ausschüsse ist mit dem Ablauf des ersten 
Tages der Veröffentlichung auf der Internetseite vollendet. Zwischen dem 
Tag der Bekanntmachung und dem Tag der jeweiligen Sitzung müssen vier, 
bei Dringlichkeit zwei volle Kalendertage liegen. Eine Entfernung von der 
Internetseite ist erst nach dem Tag der jeweiligen Sitzung zulässig.

7. Kann die in dieser Hauptsatzung vorgeschriebene Bekanntmachungsform 
wegen eines Naturereignisses oder anderer unabwendbarer Ereignisse 
nicht eingehalten werden, so genügt in dringenden Fällen als öffentliche 
Bekanntmachung jede andere geeignete Form der Bekanntgabe, die eine 
ausreichende Unterrichtung der Einwohner gewährleistet.

Artikel 2
Die 3. Satzung zur Änderung der der Hauptsatzung des Landkreises Saal-
feld-Rudolstadt tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

Landkreis Saalfeld-Rudolstadt 
Saalfeld, den 23.01.2024

Marko Wolfram   (Siegel) 
Landrat

Kreistagswahl 2024
Der Wahlleiter des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 
zur Wahl der Kreistagsmitglieder

Öffentliche Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl der 
Kreistagsmitglieder am 26. Mai 2024

1. Im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt sind am 26.05.2024 46 Kreistagsmit-
glieder zu wählen.

 Wählbar für das Amt eines Kreistagsmitglieds sind nur Wahlberechtigte, 
die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben (§§ 12, 27 Abs. 
3 ThürKWG). Die Wahlberechtigung ergibt sich im Sinne aus §§ 1, 2, 27 
Abs. 3 ThürKWG. Danach sind Deutsche und Personen, die die Staatsan-
gehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besit-
zen, wahlberechtigt, wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind 
(§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt im 
Landkreis haben; der Aufenthalt wird vermutet, wenn die Person in einer 
Gemeinde des Landkreises gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die 
Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, §§ 12 
und 27 Abs. 3 ThürKWG).

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland zurzeit:

 Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dänemark, Republik Est-

land, Republik Finnland,  Französische Republik,  Hellenische Republik (Grie-
chenland), Irland, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, Königreich der 
Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Portugiesische Republik, 
Rumänien,  Königreich Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Repub-
lik, Königreich Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern.

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 
Sicherungsverwahrung befindet (§§ 12, 27 Abs. 3 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Kreistagsmitglieder können Wahlvorschläge von Partei-
en im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wählergruppen 
aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit 
aufgefordert.

 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag ein-
reichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 46 Bewerber enthalten. Die 
Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nachna-
mens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und ihrer 
Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in ei-
nem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung 
schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die 
Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; 
dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, 
wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforder-
lich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher da-
ran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge 
müssen die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten tragen, 
die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen 
Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu be-
zeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt 
und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, 
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. 
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und 
entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklä-
rung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem 
Wahlleiter des Landkreises abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Be-

werber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter An-

gabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer An-
schrift.

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur 

ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in 
den Wahlvorschlag zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG 
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe 
durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und zwei wei-
terer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG,

d) Bescheinigung der Gemeinde über die Wählbarkeit der einzelnen Be-
werber nach dem Muster der Anlage 23 zur ThürKWO,

e) Bescheinigung der Gemeinde über die jeweilige Wahlberechtigung der 

Saalfeld, den 23.01.2024

Marko Wolfram   (Siegel) 
Landrat
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Unterzeichner des Wahlvorschlags, ggf. des Beauftragten und seines 
Stellvertreters nach dem Muster der Anlage 24 zur ThürKWO.

2.  Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber 
müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den 
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten An-
gehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. 
Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsbe-
rechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller be-
teiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können auch 
durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten 
Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen einer 
Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mitgliederversammlung 
zu diesem Zweck gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden. 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und die 
Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der Versamm-
lung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und 
zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter des 
Landkreises an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie die Fest-
legung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder 
wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungsversammlung vorschlagsbe-
rechtigt war und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Personen 
Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in ange-
messener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter des Landkreises ist zur Abnah-
me einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt insoweit als 
zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund eines 
eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbrochen 
im Bundestag, im Thüringer Landtag oder im Kreistag des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wähler-
gruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlberechtigten 
unterstützt werden, wie Kreistagsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 
184 Unterschriften.

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag vertreten ist, benötigt bei 
Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unter-
schriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei 
oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschrif-
ten von viermal so vielen Wahlberechtigten wie Kreistagsmitglieder zu 
wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der 
letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Kreistag aufgrund desselben gemein-
samen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 
der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-
vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahl-
vorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im 
Thüringer Landtag oder im Kreistag vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei 
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen 
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner 
des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder 
Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine vom 
Wahlleiter des Landkreises beim Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt bis zum 
22.04.2024 bis 18.00 Uhr ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und 
Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und 
eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Unterschriftsleistung in der 
vom Wahlleiter ausgelegten Liste kann zu den Öffnungszeiten des Land-
ratsamtes

Montag, Mittwoch, Freitag von 08.00 Uhr bis 14.00 Uhr sowie am
Dienstag und Donnerstag von 08.00 Uhr bis 18.00 Uhr
in 07318 Saalfeld, Schloßstraße 24, Kfz-Außenstelle, erfolgen. 

 Der Wahlleiter des Landkreises legt die Liste zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften außerdem auch bei allen Gemeindeverwaltungen 
innerhalb des Wahlgebiets unverzüglich nach Einreichung des Wahlvor-
schlags aus. Bei der Leistung von Unterstützungsunterschriften sind Be-
scheinigungen der Gemeindeverwaltung über die Wahlberechtigung des 
Unterzeichners nach dem Muster der Anlage 24 zur ThürKWO vorzulegen, 
es sei denn, dass die Unterstützungsunterschrift vom Wahlberechtigten 
bei der Gemeindeverwaltung seiner Hauptwohnung geleistet wird.

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder 
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutba-
ren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei dem 
Landratsamt oder den Gemeindeverwaltungen der kreisangehörigen Ge-
meinden aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die 
Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die wahl-
berechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines 
bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die 
Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte 
Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 
die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind 
Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl sowie Wahlberechtig-
te, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste ein-
getragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet 
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung). 
Sie muss spätestens am 22.04.2024 bis 18.00 Uhr, durch übereinstim-
mende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge gegenüber dem 
Wahlleiter des Landkreises erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche 
Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten 
Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der Auf-
forderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie 
müssen spätestens am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die 
Wahlvorschläge sind im Kreiswahlbüro des Landkreises Saalfeld-Rudol-
stadt in 07318 Saalfeld, Schloßstraße 24, Zimmer 231 einzureichen. Ein-
gereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 Uhr 
durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des Wahlvor-
schlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlags 
zurückgenommen werden.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so 
findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an etwaige 
vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht der Stimmenhäufung auf 
einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Kreistagsmitglieder zu wählen sind.

7.  Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter des Landkrei-
ses unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten aufgefordert, 
festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen 
spätestens bis zum 22.04.2024, 18.00 Uhr, behoben sein. Bis zum glei-
chen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit 
zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder nach-
träglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die in solchen 
Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise 
wie Bewerber zu wählen. Am 23.04.2024 tritt der Landkreiswahlaus-
schuss zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschläge 
und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das Thüringer Kom-
munalwahlgesetz und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten 
Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind.

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Geschlechter.

Saalfeld, 27. Februar 2024

Olaf Neugärtner
Wahlleiter des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt
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Arterfassung 2024 (TLUBN)
Kartierungsarbeiten in Thüringen zur Arterfassung in 
2024 im Auftrag des Thüringer Landesamtes für Um-
welt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN)

Der Schutz der Biodiversität in Thüringen ist übergreifendes Ziel des Artenschut-
zes und eine der wesentlichen Aufgaben am Thüringer Landesamt für Umwelt, 
Bergbau und Naturschutz (TLUBN), der oberen Naturschutz- und Naturschutz-
fachbehörde in Thüringen. Um wildlebende Arten und deren Populationen zu 
erhalten, sind fachliche Grundlagen nötig, für deren Erarbeitung das TLUBN in 
Thüringen zuständig ist.

Zu den Aufgaben des TLUBN im Bereich Naturschutz und Landschaftspflege 
gehören die fachliche Beratung und Unterstützung der Naturschutzbehörden 
sowie die Bereitstellung der dafür erforderlichen wissenschaftlichen Grundla-
gen und Daten zu Natur und Landschaft, insbesondere die Erfassung der Arten, 
Biotope und Lebensraumtypen (vgl. § 23 Abs. 1 Thüringer Naturschutzgesetz). 
Zur Erfüllung dieser Aufgaben vergibt das TLUBN Aufträge, in deren Rahmen 
Erfassungen im Gelände stattfinden und auch frei zugängliche (Privat-) Grund-
stücke in der freien Landschaft betreten werden können. Das damit verbundene 
Betretungsrecht der Grundstücke ergibt sich aus § 30 des Thüringer Natur-
schutzgesetzes und wird nachfolgend auszugsweise wiedergegeben:
„(1) Die Bediensteten der Naturschutzbehörden, der Naturschutzfachbehörde ein-
schließlich der Staatlichen Vogelschutzwarte, … sowie die, die von ihnen beauf-
tragt … wurden, … sind berechtigt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben Grundstücke 
mit Ausnahme von Wohngebäuden zu betreten. Sie haben sich auf Verlangen zu 
legitimieren. (4) Das Betreten und Befahren erfolgt auf eigene Gefahr. Durch die 
Duldungsverpflichtung werden keine besonderen Sorgfalts- oder Verkehrssiche-
rungspflichten [für den Grundstückseigentümer] begründet.“
Die Auftragnehmer des TLUBN können ihre Tätigkeit und Beauftragung durch 
eine vom TLUBN ausgestellte Bescheinigung belegen. 

Folgende Kartierungsarbeiten, die in 2024 vorgesehen sind und im Auftrag des 
TLUBN erfolgen, möchten wir Ihnen hiermit bekannt machen:
- Monitoring von Holzkäfern in ungenutzten Wäldern (ganzjährig; thüringen-

weit)
- Monitoring von hochgefährdeten Insekten (April – September; thüringen-

weit)
- Erfassung von Laufkäfern und Spinnen auf Feuchtwiesen (April – Oktober; 

thüringenweit)
- Fortführung der Fließgewässerkartierung Libellen (Monitoring) an der Saale 

und Unstrut (Juni – Juli)
- Fortsetzung der Erfassung von Libellen an Mooren im Thüringer Wald als 

Effizienzkontrolle im Jahr 2024 (Juni – August; Schmalkalden-Meiningen, 
Suhl, Ilm-Kreis)

- Erfassung von Vorkommen invasiver gebietsfremder Krebsarten in Thürin-
gen (ganzjährig; thüringenweit)

- Präsenz-Absenz-Erfassung zzgl. Lebensraumbewertung der Arten Kreuzkrö-
te Epidalea calamita und Wechselkröte Bufotes viridis in Thüringen (April 
– Juni; thüringenweit)

- Feldhamsterbau-Kartierungen sowie Validierung von Feldhamster-Hinwei-
sen (ganzjährig; Feldhamster-Verbreitungsgebiet)

- Monitoring wertgebender Vogelarten im EU-Vogelschutzgebiet (SPA) Nr. 1 
„Südharz“ (ganzjährig; Nordhausen)

- Monitoring wertgebender Vogelarten im EU-Vogelschutzgebiet (SPA) Nr. 3 
„Ellersystem – Weilröder Wald – Sülzensee" (ganzjährig; Eichsfeld, Nord-
hausen)

- Monitoring wertgebender Vogelarten im EU-Vogelschutzgebiet (SPA) Nr. 9 
„Hainleite – Westliche Schmücke“ (ganzjährig; Kyffhäuserkreis, Sömmerda)

- Monitoring wertgebender Vogelarten im EU-Vogelschutzgebiet (SPA) Nr. 17 
„Ackerhügelland nördlich Weimar mit Ettersberg“ (ganzjährig; Weimarer 
Land, Erfurt, Sömmerda, Weimar)

- Monitoring wertgebender Vogelarten im EU-Vogelschutzgebiet (SPA) Nr. 18 
„Werra-Aue zwischen Breitungen und Creuzburg“ (ganzjährig; Schmalkal-
den-Meiningen, Wartburgkreis)

- Monitoring wertgebender Vogelarten im EU-Vogelschutzgebiet (SPA) Nr. 21 
„Gleichberge“ (ganzjährig; Hildburghausen)

- Monitoring wertgebender Vogelarten im EU-Vogelschutzgebiet (SPA) Nr. 31 
„Muschelkalkgebiet südöstlich Erfurt“ (ganzjährig; Weimarer Land)

- Monitoring wertgebender Vogelarten im EU-Vogelschutzgebiet (SPA) Nr. 32 

„Ilmtal zwischen Bad Berka und Weimar mit Buchfarter Wald“ (ganzjährig; 
Weimarer Land, Weimar)

- Monitoring wertgebender Vogelarten im EU-Vogelschutzgebiet (SPA) Nr. 38 
„Hänge an der Bleilochtalsperre“ (ganzjährig; Saale-Orla-Kreis)

- Monitoring wertgebender Vogelarten im EU-Vogelschutzgebiet (SPA) Nr. 43 
„Zeitzer Forst“ (ganzjährig; Gera, Saale-Holzland-Kreis)

- Monitoring häufiger Brutvogelarten (März – Juni; thüringenweit)
- Monitoring seltener Brutvogelarten (März – Juli; thüringenweit)
- Monitoring rastender Wasservögel (ganzjährig, thüringenweit)
- Erfassung der Kormoranbestände (ganzjährig, thüringenweit)
- Landesweite Erfassung der Nilgans (ganzjährig, thüringenweit)
- Fortführung der Erfassungen von Farn- und Blütenpflanzen, Moosen, Flech-

ten und Algen (ganzjährig; thüringenweit)
- Fortführung der Erfassung von Pilzen in den Hochmooren des Thüringer 

Waldes (April – November; Gotha, Schmalkalden-Meiningen, Suhl, Ilm-
Kreis)

- Erfassungen im Rahmen der öffentlichen Veranstaltungen des TLUBN (thü-
ringenweit), Veranstaltungskalender unter https://tlubn.thueringen.de/ser-
vice/termine-und-veranstaltungen einsehbar.

Weitere Informationen zum Thema Artenschutz in Thüringen finden Sie auf der 
Internetseite des TLUBN unter https://tlubn.thueringen.de/naturschutz/arten-
schutz.
Kontakt:  Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz
 Referat 31
 Göschwitzer Straße 41
 07745 Jena
 Tel.: 0361/573942000 (Behördenzentrale)
 E-Mail: poststelle@tlubn.thueringen.de

Offenland-Biotop-Kartierung (TLUBN)
„OBK 2.2“ – Naturschutzverwaltung sorgt für aktuelle 
Daten über wertvolle Biotope – Offenland-Biotope im 
Landkreis Saalfeld-Rudolstadt werden neu kartiert

Mit dem Wort „Biotop“ werden in der Fachsprache von Ökologie und Natur-
schutz die gegenüber der Umgebung abgrenzbaren Lebensgemeinschaften von 
Tieren und Pflanzen bezeichnet – der Begriff hat auch Eingang in die Umgangs-
sprache gefunden, z. B. für den Teich als Biotop im Garten. 
Um Informationen über die Verbreitung und die Gefährdung von Lebensräu-
men zu erheben und den Schutz wertvoller Biotope gewährleisten zu können, 
werden in allen Bundesländern die artenreichen oder seltenen Biotope kar-
tiert. Dazu werden im Gelände alle aus Naturschutzsicht besonders wertvollen 
Bereiche aufgesucht und ihre genaue Lage, ihr Artenbestand sowie weitere 
Informationen erfasst. In Thüringen ist dies im Zeitraum 1996 – 2012 flächen-
deckend erfolgt. 

Das Spektrum an Biotopen des Offenlandes im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt ist 
sehr vielseitig und reicht von den Bergwiesen, naturnahen Bachläufen, Schiefer-
halden und Felsen im Thüringer Gebirge, welches die Südhälfte des Kreisgebiets 
einnimmt, bis zu den Buntsandstein- und Kalk-Gebieten mit ihren Trocken-Bio-
topen im Norden. Neben dem Flusslauf der Saale ist das tief eingeschnittene 
Schwarzatal ein markantes Element des bewaldeten Mittelgebirgsraums. Ein 
langer Abschnitt des Grenzstreifens erhöht die Biotopvielfalt. Insgesamt liegt 
der Anteil gesetzlich geschützter Biotope im Landkreis bei 4,3 %. 

In den letzten Jahren sind die Anforderungen an die Genauigkeit solcher Kar-
tierungen etwa im Bereich der landwirtschaftlichen Förderung oder der Um-
setzung der Naturschutzrichtlinien der EU deutlich gestiegen. Aufgrund der in 
der Landschaft ständig stattfindenden Veränderungen, sind die ältesten der 
vorliegenden Daten inzwischen, nach teils über zwanzig Jahren, nicht mehr 
durchgängig aktuell.

Aus diesem Grund erfolgt im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt und anderen 
Landkreisen von 2024 bis 2027 im Auftrag der obersten Naturschutzbehör-
de und durch das Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz 
(TLUBN) eine Aktualisierung der Biotopdaten. Für die Kartierung selbst 
sind Planungsbüros beauftragt. Die mit der unteren Naturschutzbehörde im 
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Landratsamt abgestimmten Arbeiten werden im Gelände von fachkundigen 
Kartierern durchgeführt.  
Erfasst werden nicht alle Flächen, sondern nur ausgewählte Biotope bzw. Le-
bensräume. Konkret sind dies die gesetzlich geschützten Biotope nach 
§ 30 Absatz 7 Bundesnaturschutzgesetz in Verbindung mit § 15 Absatz 1 
Thüringer Naturschutzgesetz sowie die Lebensraumtypen nach Anhang I der 
„Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wild lebenden Tiere und Pflanzen“ (FFH-Richtlinie). 
Grundsätzlich beschränkt sich die Kartierung auf die Ortslagen (ohne Bebau-
ung und Hausgärten) und das Offenland bzw. die Agrarlandschaft. Die Wald-
biotope werden durch die Forstverwaltung erfasst. Da einzelne zu erfassende 
Offenland-Biotope/-Lebensraumtypen auch im Wald vorkommen (z. B. Bäche, 
Teiche, Felsen u. ä.), sind trotzdem Begehungen von Waldflächen erforderlich.

Betreten von Grundstücken
Um die Kartierung durchführen zu können, ist teils das Betreten von Grundstü-
cken außerhalb von Wegen durch die Kartierer erforderlich. Rechtliche Grundla-
ge ist hier § 30 Abs. 1 des Thüringer Naturschutzgesetzes: „Die Bediensteten der 
Naturschutzbehörden, der Naturschutzfachbehörde […] sowie die, die von ihnen 
beauftragt […] wurden, […] sind berechtigt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben Grundstü-
cke mit Ausnahme von Wohngebäuden zu betreten. Sie haben sich auf Verlangen 
zu legitimieren.“ Die Kartierer können ihre Tätigkeit und Beauftragung durch 
eine vom TLUBN ausgestellte Bescheinigung belegen.

Weitere Informationen zu Biotopen
Mehr Informationen über die Biotopkartierung erhalten Sie auf der Internet-
seite des Thüringer Landesamtes für Umwelt, Bergbau und Naturschutz unter 
http://www.thueringen.de/th8/tlug/umweltthemen/naturschutz/biotopschutz/
index.aspx. 

1.

2.

3.

4.
5.

6.

7.

8.

9.

10.

Für unseren Fachbereich 1 in der Kreiskämmerei - Sachgebiet Fi-
nanzverwaltung/Controlling bieten wir zum nächstmöglichen Zeit-
punkt eine unbefristete Vollzeitstelle (39 Wochenarbeitsstunden) als

Sachbearbeiter/in (m/w/d)
Steuerverwaltung

Bearbeitung und Würdigung von steuerrechtlichen Angele-
genheiten
Implemen� erung und Pfl ege eines Vertragsmanagementsys-
tems zur Abbildung umsatzsteuerlicher Implika� onen
Ermi� lung von Steuerop� mierungs- und Vorsteuerabzugs   
potenzialen
Erfüllung steuerlicher Verplichtungen des Landkreises
Sicherstellung der Steuer-Konformität
technische Umsetzung von steuerlichen Sachverhalten in 
dem Programm newsystems®kommunal
Durchführung, Überwachung, Kontrolle und Steuerung von 
haushalterischen Prozessen
Mitarbeit bei der Aufstellung des Haushaltsplanes, des Nach-
tragshaushaltsplanes sowie bei der Erstellung der Jahres-
rechnung
Projektorganisa� on zur Implemen� erung eines Tax-Compli-
ance-Management-System
Durchführung von Schulungen der Steuerverantwortlichen

Ihre Aufgaben sind unter anderem: 

Für weitere Auskün� e steht Ihnen das Personal- und Organisa-
� onsamt unter der Telefonnummer 03671 / 823-258 oder der 
ePost-Adresse bewerbung@kreis-slf.de zur Verfügung. 

Vergütung:
Die Stelle ist mit der Entgeltgruppe 9c TVöD ausgewiesen. 

Wir freuen uns über Ihre Bewerbung unter der 
Kennziff er 2023_119 bis zum 14. März 2024.

zwingende Einstellungsvoraussetzungen:
Lau� ahnbefähigung für den gehobenen nich� echnischen 
Verwaltungsdienst oder
einen Abschluss zum/zur Diplom-Verwaltungswirt/in (FH) 
(m/w/d), zum/ur Verwaltungsfachwirt/in (m/w/d) (FL II) bzw. 
zum/zur Verwaltungsbetriebwirt/in (VWA) (m/w/d) oder 
einen Abschluss (Bachelor/Diplom) in der Studienrich-
tung Finanzwirtscha� , Betriebswirtscha� , Steuerrecht, 
öff entliches Management oder des Verwaltungsrechts
Führungszeugnis (Vorlage im Falle einer Einstellung)
Führerschein Klasse B

Die vollständige Stellenausschreibung fi nden Sie unter:
www.kreis-slf.de > Landratsamt > Stellenausschreibungen

Wir suchen Sie!

Der Landkreis Saalfeld-Rudolstadt ist einer der größten Landkreise Thüringens. Die 

umfassendes Kulturangebot.
Aktuell haben wir folgende Stellen für Sie ausgeschrieben:

www.kreis-slf.de > Landratsamt > Stellenausschreibungen

Das Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt ist ein moderner Dienstleister für rund 102.000 
Bürgerinnen und Bürger im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt. Wir arbeiten mit hohem 
Engagement, konstruktiv und partnerschaftlich mit Bürgerinnen und Bürgern, Kom-
munen, Wirtschaft, Verbänden und anderen Behörden zusammen. Mit mehr als 700 
Bediensteten stellt das Landratsamt einen der größten Arbeitgeber der Region dar. 
Eingebettet in einer herrlichen Landschaft von Museen, Schlössern, Stauseen und dem 
Thüringer Wald bietet das Landratsamt einen sicheren Arbeitsplatz und beste Voraus-
setzungen für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Die vielfältigen Berufsfelder 
unserer Kommunalverwaltung spiegeln sich in unserer Personalzusammensetzung 
wider und bieten jedem Bediensteten vielschichtige Einsatzmöglichkeiten. 
Werden Sie Teil unseres Teams und gestalten Sie die Zukunft der Region im Landrats-
amt aktiv mit!

Sachgebietsleiter/in (m/w/d) und Kinderarzt/
Kinderärztin (m/w/d) Kennziffer 2022_030

Kinderarzt/Kinderärztin (m/w/d) Kennziffer 2022_029

Facharzt/Fachärztin (m/w/d) für Psychiatrie
 Kennziffer 2022_004

Sachbearbeiter/in (m/w/d) Steuerverwaltung
Bewerbungsfrist: 14. März 2024 Kennziffer: 2023_119

Mitarbeiter/in (m/w/d) Poststelle/Empfang
Bewerbungsfrist: 22. März 2024 Kennziffer: 2024_003

Amtsvormund (m/w/d) 
Bewerbungsfrist: 27. März 2024 Kennziffer: 2024_024 

Ingenieur/in (m/w/d) bzw. Techniker/in (m/w/d) im Hochbau
Bewerbungsfrist: 29. März 2024 Kennziffer: 2023_109

Wir suchen Sie!

Der Landkreis Saalfeld-Rudolstadt ist einer der größten Landkreise Thüringens. Die 

umfassendes Kulturangebot.
Aktuell haben wir folgende Stellen für Sie ausgeschrieben:

www.kreis-slf.de > Landratsamt > Stellenausschreibungen

Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt
Schloßstraße 24 | 07318 Saalfeld | Mail: bewerbung@kreis-slf.de
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Beschlüsse des Stadtrates 
der Stadt Saalfeld/Saale vom 31. Januar 2024

Beschluss-Nr.: 011/2024
Der Stadtrat der Stadt Saalfeld/Saale beschließt gemäß § 1 Absatz 1 Nr. 1 und 
§ 2 Buchstabe a der Satzung über die Ehrungen der Stadt Saalfeld/Saale vom 
20. Februar 2020 die Ehrung von Frau Ingrid Frühauf mit der Ehrennadel der 
Stadt Saalfeld/Saale in Gold.  

Beschlüsse 
des Ortsteilrates Wittgendorf vom 8. Februar 2024 

Beschluss-Nr.: OR/005/2024
Der Ortsteilrat des Ortsteils Wittgendorf genehmigt die Niederschrift des öffent-
lichen Teils der Sitzung des Ortsteilrates Wittgendorf vom 09. November 2023.

Bekanntmachung
Anhörung innerhalb des Rechtsverordnungs-
verfahrens zur Festsetzung des Überschwemmungs-
gebietes des Fließgewässers Saale von unterhalb 
Eichicht bis zur Landkreisgrenze Saalfeld-Rudolstadt/
Saale-Holzland-Kreis

Das Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN) beab-
sichtigt, für das Fließgewässer Saale von unterhalb Eichicht bis zur Landkreis-
grenze Saalfeld-Rudolstadt/Saale-Holzland-Kreis auf Teilen der Gemarkungen 
Eichicht, Kaulsdorf, Tauschwitz, Breternitz, Fischersdorf, Weischwitz, Obernitz, 
Reschwitz, Köditz, Saalfeld, Remschütz, Aue am Berg, Unterpreilipp, Schwarza, 
Oberpreilipp, Volkstedt, Cumbach, Rudolstadt, Catharinau, Kirchhasel, Kolkwitz, 
Etzelbach, Weißen, Uhlstädt, Ober- und Kleinkrossen, Rückersdorf, Zeutsch und 
Niederkrossen das Überschwemmungsgebiet festzusetzen. Die Festsetzung des 
Überschwemmungsgebietes erfolgt gemäß § 76 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist.

Nach § 66 Thüringer Wassergesetz (ThürWG) vom 28. Mai 2019 (GVBl. S. 74), 
das durch Artikel 17 des Gesetzes vom 11. Juni 2020 (GVBl. S. 277) geändert 
worden ist, wird Folgendes bekannt gegeben:

Der Entwurf der Rechtsverordnung sowie die dazugehörenden Karten (Kar-
tenblätter im Maßstab 1 : 10 000, basierend auf ATKIS, und Kartenblätter im 
Maßstab 1 : 2 000, basierend auf ALKIS) liegen vom 11.03.2024 bis ein-
schließlich 10.04.2024 in folgenden Behörden während der Sprechzeiten 
zur allgemeinen Einsicht für jedermann aus:

Einheitsgemeinde Kaulsdorf, Straße des Friedens 27 in 07338 Kaulsdorf
nach Terminabstimmung, Telefon: 036733/3490

Montag 9:00 - 12:00 Uhr
Dienstag 9:00 - 12:00 Uhr 13:00 - 16:00 Uhr
Donnerstag 9:00 - 12:00 Uhr 14:00 - 18:00 Uhr
Freitag 9:00 - 12:00 Uhr

Stadtverwaltung Saalfeld/Saale im Bürgerservice, Markt 6 in 07318 Saalfeld/

Amtliche 
Bekanntmachungen

Saale 
Montag 9:00 - 14:00 Uhr Donnerstag 9:00 - 18:00 Uhr
Dienstag 9:00 - 18:00 Uhr  Freitag 9:00 - 14:00 Uhr
Mittwoch 9:00 - 12.00 Uhr  Samstag  9:00 - 12:00 Uhr

Stadtverwaltung Rudolstadt im Bürgerservice, Markt 7 in 07407 Rudolstadt
Montag 8:00 - 14:00 Uhr  Donnerstag 8:00 - 18:00 Uhr
Dienstag 8:00 - 18:00 Uhr  Freitag 8:00 - 14:00 Uhr
Mittwoch 8:00 - 14:00 Uhr  Samstag 9:00 - 12:00 Uhr

Gemeinde Uhlstädt-Kirchhasel, Jenaische Straße 90 in 07407 Uhlstädt-Kirch-
hasel nach Terminabstimmung, Telefon: 036742/67060

Dienstag 8:00 - 12:00 Uhr 13:00 - 18:00 Uhr
Donnerstag 8:00 - 12:00 Uhr 13:00 - 16:00 Uhr
Freitag 8:00 - 13:00 Uhr

Etwaige Bedenken gegen die Festsetzung des Überschwemmungsgebietes und 
den Erlass einzelner Schutzanordnungen sowie Anregungen zu dem Entwurf 
können bis einen Monat nach Ablauf der oben angegebenen Auslegungsfrist 

- schriftlich beim Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Natur-
schutz, Göschwitzer Straße 41 in 07745 Jena, oder 

- mündlich zur Niederschrift im Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau 
und Naturschutz Außenstelle Weimar, Dienstgebäude 1, Harry-Graf-Kess-
ler-Str. 1 in 99423 Weimar, Zimmer 1809

nur nach Terminabstimmung, Telefon: 0361/573943619 zu folgenden 
Dienststunden vorgebracht werden:

Montag 8:30 - 11:30 Uhr 13:30 - 15:30 Uhr
Dienstag 8:30 - 11:30 Uhr 13:30 - 15:30 Uhr
Mittwoch 8:30 - 11:30 Uhr 13:30 - 15:30 Uhr
Donnerstag 8:30 - 11:30 Uhr 13:30 - 15:30 Uhr
Freitag 8:30 - 11:30 Uhr

Verspätet eingehende Einwendungen können bei dem Erlass der Rechtsver-
ordnung unberücksichtigt bleiben. Wer fristgemäß Bedenken oder Anregungen 
vorgebracht hat, die beim Erlass der Rechtsverordnung nicht berücksichtigt 
wurden, wird über die Gründe unterrichtet.

Dieser Bekanntmachungstext wird auch auf der Internetseite des TLUBN un-
ter https://tlubn.thueringen.de/service/amtliche-bekanntmachungen 
veröffentlicht. Die zugehörigen Karten werden im Auslegungszeitraum ebenfalls 
auf der Internetseite des TLUBN unter https://tlubn.thueringen.de/service/
ueberschwemmungsgebiete veröffentlicht.

Durch Einsichtnahme in die Auslegungsunterlagen entstehende Kosten können 
nicht erstattet werden. 
Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau 
und Naturschutz
 Weimar, den 01.02.2024
Im Auftrag

Klaus Zöller
i.V. Abteilungsleiter 5

Öffentliche Bekanntmachung
Offenland-Biotope im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt 
werden neu kartiert

Bitte beachten Sie die Veröffentlichung der Bekanntmachung des Thüringer 
Landesamtes für Umwelt, Bergbau und Naturschutz im Amtsblatt-Teil des 
Landkreises Saalfeld-Rudolstadt in dieser Ausgabe.
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Öffentliche Bekanntmachung
Information zur Biotopkartierung

Bitte beachten Sie die Veröffentlichung der Bekanntmachung des Thüringer 
Landesamtes für Umwelt, Bergbau und Naturschutz im Amtsblatt-Teil des 
Landkreises Saalfeld-Rudolstadt in dieser Ausgabe.

Bekanntmachung
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für 
die Wahl der Stadtratsmitglieder der Stadt Saalfeld/
Saale am 26. Mai 2024

1. In der Stadt Saalfeld/Saale sind am 26. Mai 2024 30 Stadtratsmitglie-
der zu wählen.

 Wählbar für das Amt eines Stadtratsmitglieds sind Wahlberechtigte, die 
am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben (§ 12 ThürKWG). 
Die Wahlberechtigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind 
Deutsche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberechtigt, wenn sie 
nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) und seit min-
destens drei Monaten ihren Aufenthalt in der Stadt Saalfeld/Saale haben; 
der Aufenthalt in der Stadt Saalfeld/Saale wird vermutet, wenn die Person 
in der Stadt Saalfeld/Saale gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die 
Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 
ThürKWG). 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich 
Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische Republik, 
Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Italienische Republik, Repub-
lik Kroatien, Republik Lettland, Republik Litauen, Großherzogtum Luxem-
burg, Republik Malta, Königreich der Niederlande, Republik Österreich, 
Republik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schwe-
den, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern.

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 
Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Stadtratsmitglieder können Wahlvorschläge von Parteien 
im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wählergruppen auf-
gestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hier-
mit aufgefordert. 

 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag ein-
reichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 30 Bewerber enthalten. Die 
Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nachna-
mens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und ihrer 
Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in ei-
nem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung 
schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die 
Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; 
dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, 
wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforder-
lich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher da-
ran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge 
müssen die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten tragen, 
die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen 
Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu be-
zeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt 
und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 

Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, 
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. 
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und 
entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklä-
rung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem 
Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Be-

werber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter An-

gabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer An-
schrift.

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur 

ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in 
den Wahlvorschlag zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG 
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe 
durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und zwei wei-
terer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber 
müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den 
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten An-
gehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. 
Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsbe-
rechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller 
beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlberech-
tigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen 
einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mitgliederver-
sammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in geheimer Abstimmung ge-
wählt werden.

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und die 
Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der Ver-
sammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit 
dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter 
und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter 
der Stadt Saalfeld/Saale an Eides statt zu versichern, dass die Wahl so-
wie die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung erfolgt ist, 
dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungsversammlung vor-
schlagsberechtigt war und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden 
Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versamm-
lung in angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt insoweit als 
zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund ei-
nes eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt oder im Stadtrat der Stadt Saalfeld/Saale vertreten 
sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die 
der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätz-
lich von viermal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie Stadt-
ratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 120 Unterschriften). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Stadtrat vertreten ist, be-
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nötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den 
Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder 
Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunter-
schriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie Stadtratsmitglieder 
zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätz-
lichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Stadtrat oder im Kreistag auf-
grund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten 
sind oder wenn einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem 
eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften 
bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt oder im Stadtrat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei 
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen 
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner 
des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder 
Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine vom 
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale bei der Stadtverwaltung Saalfeld/Saale 
bis zum 22. April 2024, 18:00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe 
ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums 
einzutragen und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur 
Leistung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Stadt 
Saalfeld/Saale mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach 
Einreichung des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten des 
Bürgerservice‘ der Stadtverwaltung Saalfeld/Saale 

 Montag, Freitag  von 09:00 bis 14:00 Uhr,
 Dienstag, Donnerstag  von 09:00 bis 18:00 Uhr,
 Mittwoch, Samstag  von 09:00 bis 12:00 Uhr

 in der Stadtverwaltung Saalfeld/Saale, Markt 6, Erdgeschoss, 
Bürgerservice, 07318 Saalfeld/Saale 

 ausgelegt. Die Stadtverwaltung Saalfeld/Saale ist am Karfreitag, Karsams-
tag, Ostersonntag und Ostermontag (29. März – 1. April 2024) nicht be-
setzt. 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder 
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Stadt-
verwaltung Saalfeld/Saale aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintra-
gungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unter-
stützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu 
versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungs-
scheins vorliegen.

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind 
Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, 
die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste ein-
getragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet 
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung). Sie 
muss spätestens am 22. April 2024, 18:00 Uhr, durch übereinstim-
mende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge gegenüber dem 
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale erfolgen. Dieser Erklärung ist die 
schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen 
beteiligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen. Die 
Stadtverwaltung Saalfeld/Saale ist am Karfreitag, Karsamstag, Ostersonn-
tag und Ostermontag (29. März – 1. April 2024) nicht besetzt.

5.  Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. 

Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18:00 Uhr eingereicht 
sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale 
einzureichen. 

Stadtverwaltung Saalfeld/Saale
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale
Markt 1, 2. OG, Zimmer 2.03
07318 Saalfeld/Saale

 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 
18:00  Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten 
des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des 
Wahlvorschlages zurückgenommen werden. 

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne 
Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das 
Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. 
Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie Stadtrats-
mitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der Stadt Saal-
feld/Saale unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten auf-
gefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge 
müssen spätestens bis 22. April 2024, 18:00 Uhr behoben sein. Die 
Stadtverwaltung Saalfeld/Saale ist am Karfreitag, Karsamstag, Ostersonn-
tag und Ostermontag (29. März – 1. April 2024) nicht besetzt.

 Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvor-
schläge insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch 
Tod oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, 
die in solchen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatzbewerber), sind in 
gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 23. April 2024 tritt der 
Wahlausschuss der Stadt Saalfeld/Saale zusammen und beschließt, ob die 
eingereichten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen 
den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kom-
munalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind.

8.  Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer Kommunal-
wahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern 
sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen 
Sonnabend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten 
Feiertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand ist ausge-
schlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG).

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Geschlechter.

Saalfeld/Saale, 29. Februar 2024

Christopher Mielke
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale

Bekanntmachung
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für 
die Wahl des Bürgermeisters der Stadt Saalfeld/Saale 
am 26. Mai 2024

1. In der Stadt Saalfeld/Saale wird am 26. Mai 2024 ein hauptamtlicher 
Bürgermeister gewählt.

 Zum hauptamtlichen Bürgermeister, der als Beamter auf Zeit auf die 
Dauer von sechs Jahren gewählt wird, ist jeder Wahlberechtigte im Sinne 
der §§ 1 und 2 ThürKWG wählbar, der am Wahltag das 18. Lebensjahr 
vollendet hat. Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind unter denselben Be-
dingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche. Nicht wählbar ist, 
wer am Wahltag das 65. Lebensjahr vollendet hat. Zum hauptamtlichen 
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Bürgermeister kann auch ein Bewerber gewählt werden, der zur Zeit der 
Wahl seinen Aufenthalt nicht in der Stadt Saalfeld/Saale hat.

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich 
Dänemark,  Republik Estland, Republik Finnland,  Französische Repub-
lik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Italienische Republik, Re-
publik Kroatien, Republik Lettland, Republik Litauen,  Großherzogtum 
Luxemburg, Republik Malta,  Königreich der Niederlande, Republik Ös-
terreich, Republik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich 
Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spani-
en, Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern.

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 
Sicherungsverwahrung befindet.

 Zum Bürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer nicht die 
Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Landesverfassung 
eintritt. Darüber hinaus ist zum Bürgermeister nicht wählbar, wer im Üb-
rigen die persönliche Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht besitzt. 
Jeder Bewerber für das Amt des Bürgermeisters hat für die Zulassung zur 
Wahl gegenüber dem Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale eine schriftliche 
Erklärung abzugeben, ob er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizi-
eller Mitarbeiter mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für 
Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammen-
gearbeitet hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der erfor-
derlichen Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Verfassungsschutz 
sowie beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheits-
dienstes der ehemaligen DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für 
eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes 
geltenden Bestimmungen nicht fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG).

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters können von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und Einzelbe-
werbern eingereicht werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
wird hiermit aufgefordert.

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf und 
dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG 
beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt 
werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er 
Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe ist.

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen und 
ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kenn-
wort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt 
werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge 
erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämt-
licher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahl-
vorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen die Unterschriften 
von mindestens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des 
Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die 
Unterzeichnung für ungültig.

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu be-
zeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt 
und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. Sind 
nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann 
ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit 
im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur 
der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegen-
zunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Be-
auftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklärung der 

Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahlleiter 
der Stadt Saalfeld/Saale abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Be-

werbers,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter An-

gabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer An-
schrift.

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage beizu-
fügen:
a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, dass er 

seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag zustimmt, nicht 
für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, ob 
er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbei-
tet hat, dass er mit der  Einholung der erforderlichen Auskünfte ein-
verstanden ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Be-
stimmungen nicht fehlt,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG 
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe 
durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und zwei wei-
terer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG,

d) eine Bescheinigung der Gemeinde seiner Hauptwohnung über die 
Wählbarkeit nach dem Muster der Anlage 22 zur ThürKWO, wenn die 
Hauptwohnung nicht in der Stadt Saalfeld/Saale ist, in der er sich be-
wirbt.

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der An-
lagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kenn-
wort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift des 
Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und Nachnamens, des Geburts-
datums und der Anschrift die Unterschriften von mindestens fünfmal so 
vielen Wahlberechtigten tragen, wie Stadtratsmitglieder zu wählen sind 
(insgesamt 150 Unterschriften). Bewirbt sich der bisherige Bürgermeister 
als Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften erforderlich.

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufügen:
 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, dass er 

für dieselbe Wahl nicht in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, 
ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden 
ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt. 
Zusätzlich ist eine Bescheinigung der Gemeinde seiner Hauptwohnung 
über die Wählbarkeit nach dem Muster der Anlage 22 zur ThürKWO bei-
zufügen, wenn die Hauptwohnung nicht in der Stadt Saalfeld/Saale ist, in 
der er sich bewirbt.

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber muss 
in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlbe-
rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Angehöri-
gen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. 
Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versamm-
lung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsa-
men Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern 
der Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe aus 
der Mitte einer vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt worden sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort 
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und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegen-
über dem Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale an Eides statt zu versichern, 
dass die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder stimmbe-
rechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den 
Bewerbern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versamm-
lung in angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt insoweit als 
zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund ei-
nes eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt oder im Stadtrat der Stadt Saalfeld/Saale vertreten 
sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die 
der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätz-
lich von viermal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie Stadt-
ratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 120 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Stadtrat vertreten ist, be-
nötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den 
Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder 
Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunter-
schriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie Stadtratsmitglieder 
zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätz-
lichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Stadtrat oder im Kreistag auf-
grund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten 
sind oder wenn einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem 
eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften 
bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt oder im Stadtrat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei 
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen 
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner 
des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder 
Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine vom 
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale bei der Stadtverwaltung Saalfeld/Saale 
bis zum 22. April 2024, 18:00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe 
ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums 
einzutragen und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur 
Leistung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Stadt 
Saalfeld/Saale mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach 
Einreichung des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten des 
Bürgerservice‘ der Stadtverwaltung Saalfeld/Saale 

Montag, Freitag  von 09:00 bis 14:00 Uhr,
Dienstag, Donnerstag  von 09:00 bis 18:00 Uhr,
Mittwoch, Samstag  von 09:00 bis 12:00 Uhr

 in der Stadtverwaltung Saalfeld/Saale, Markt 6, Erdgeschoss, 
Bürgerservice, 07318 Saalfeld/Saale

 ausgelegt. Die Stadtverwaltung Saalfeld/Saale ist am Karfreitag, Karsams-
tag, Ostersonntag und Ostermontag (29. März – 1. April 2024) nicht be-
setzt. 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder 
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Stadt-
verwaltung Saalfeld/Saale aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintra-
gungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unter-
stützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 

beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu 
versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungs-
scheins vorliegen.

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind 
Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtig-
te, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste 
eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unter-
zeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen 
werden.

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erforderli-
che Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls vom 
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale mit einer Liste zur Leistung der noch 
erforderlichen Unterschriften (Anlage 7a zur ThürKWO) verbunden und 
unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlages ausgelegt. Die Aus-
führungen unter 3.3 gelten entsprechend.

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18:00 Uhr eingereicht 
sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale 
einzureichen. 

Stadtverwaltung Saalfeld/Saale
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale
Markt 1, 2. OG, Zimmer 2.03
07318 Saalfeld/Saale

 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 
18:00  Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten 
des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des 
Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Einzelbewerbers 
zurückgenommen werden.

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlage-
nen Bewerber durchgeführt.

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der Stadt 
Saalfeld/Saale unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten 
oder die Einzelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. 
Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens am 22. April 2024 bis 
18:00 Uhr behoben sein. Die Stadtverwaltung Saalfeld/Saale ist am Kar-
freitag, Karsamstag, Ostersonntag und Ostermontag (29. März – 1. April 
2024) nicht besetzt.

 Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der Stadt Saalfeld/Saale zu-
sammen und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschläge den durch 
das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunalwahl-
ordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen 
sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der Zulas-
sung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht 
statt.

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer Kommunal-
wahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern 
sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen 
Sonnabend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten 
Feiertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand ist ausge-
schlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG).

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Geschlechter.

Saalfeld/Saale, 29. Februar 2024

Christopher Mielke
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale
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Bekanntmachung
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für 
die Wahl der Ortsteilbürgermeister in den Ortsteilen 
Arnsgereuth, Beulwitz, Reichmannsdorf, Saalfelder 
Höhe, Schmiedefeld und Wittgendorf am 26. Mai 2024

1. In den Ortsteilen mit Ortsteilverfassung Arnsgereuth, Beulwitz, Reich-
mannsdorf, Saalfelder Höhe, Schmiedefeld und Wittgendorf der Stadt 
Saalfeld/Saale wird am 26. Mai 2024 jeweils ein Ortsteilbürgermeister als 
Ehrenbeamter der Stadt Saalfeld/Saale gewählt. 

 Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 
und 2 ThürKWG wählbar, der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet 
und seit mindestens sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem Ortsteil mit 
Ortsteilverfassung hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilverfas-
sung wird vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit Ortsteil-
verfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung 
im Sinne des Melderechts maßgebend. Personen, die die Staatsangehörig-
keit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind 
unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche.

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich 
Dänemark,  Republik Estland, Republik Finnland,  Französische Repub-
lik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Italienische Republik, Re-
publik Kroatien, Republik Lettland, Republik Litauen,  Großherzogtum 
Luxemburg, Republik Malta,  Königreich der Niederlande, Republik Ös-
terreich, Republik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich 
Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spani-
en, Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern.

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 
Sicherungsverwahrung befindet.

 Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer 
nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Landes-
verfassung eintritt. Darüber hinaus ist nicht wählbar, wer im Übrigen die 
persönliche Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den 
für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Be-
werber für das Amt des Ortsteilbürgermeisters hat für die Zulassung zur 
Wahl gegenüber dem Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale eine schriftliche 
Erklärung abzugeben, ob er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizi-
eller Mitarbeiter mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für 
Nationale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammen-
gearbeitet hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der erfor-
derlichen Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Verfassungsschutz 
sowie beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheits-
dienstes der ehemaligen DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für 
eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes 
geltenden Bestimmungen nicht fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG).

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können von Par-
teien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und 
Einzelbewerbern eingereicht werden. Zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen wird hiermit aufgefordert.

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf und 
dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG 
beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt 
werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er 
Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe ist.

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen und 
ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kenn-
wort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt 
werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge 

erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämt-
licher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahl-
vorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen die Unterschriften 
von mindestens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des 
Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die 
Unterzeichnung für ungültig.

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu be-
zeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt 
und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner 
des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. Sind 
nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann 
ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. Soweit 
im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur 
der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegen-
zunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Be-
auftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklärung der 
Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahlleiter 
der Stadt Saalfeld/Saale abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Be-

werbers,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter An-

gabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer An-
schrift.

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage beizu-
fügen:
a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, dass er 

seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag zustimmt, nicht 
für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, ob 
er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbei-
tet hat, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte ein-
verstanden ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Be-
stimmungen nicht fehlt,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG 
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe 
durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und zwei wei-
terer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der An-
lagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kenn-
wort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift des 
Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und Nachnamens, des Geburts-
datums und der Anschrift die Unterschriften von mindestens fünfmal so 
vielen Wahlberechtigten tragen, wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen 
sind (insgesamt jeweils 20 Unterschriften in den Ortsteilen Arnsgereuth 
und Wittgendorf, insgesamt jeweils 30 Unterschriften in den Ortsteilen 
Beulwitz und Reichmannsdorf, insgesamt 40 Unterschriften im Ortsteil 
Schmiedefeld und insgesamt 50 Unterschriften im Ortsteil Saalfelder 
Höhe). Bewirbt sich der bisherige Ortsteilbürgermeister als Einzelbewer-
ber, sind keine Unterstützungsunterschriften erforderlich.

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufügen:

 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, dass er 
nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, 
ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden 
ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt.
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2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber muss 
in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlbe-
rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Angehöri-
gen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. 
Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versamm-
lung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsa-
men Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern 
der Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe aus 
der Mitte einer vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt worden sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort 
und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung ge-
genüber dem Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale an Eides statt zu ver-
sichern, dass die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war 
und den Bewerbern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter der Stadt 
Saalfeld/Saale ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt 
zuständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund ei-
nes eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt, im Stadtrat der Stadt Saalfeld/Saale oder im Ortsteil-
rat des jeweiligen Ortsteils mit Ortsteilverfassung vertreten sind, müssen 
neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvor-
schlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von vier-
mal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie weitere Mitglieder 
des Ortsteilrats zu wählen sind (insgesamt jeweils 16 Unterschriften in 
den Ortsteilen Arnsgereuth und Wittgendorf, insgesamt jeweils 24 Unter-
schriften in den Ortsteilen Beulwitz und Reichmannsdorf, insgesamt 32 
Unterschriften im Ortsteil Schmiedefeld und insgesamt 40 Unterschriften 
im Ortsteil Saalfelder Höhe). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag, im Stadtrat oder im Ortsteilrat 
des jeweiligen Ortsteils mit Ortsteilverfassung vertreten ist, benötigt bei 
Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unter-
schriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei 
oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschrif-
ten von viermal so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu 
wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der 
letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Ortsteilrat des jeweiligen Ortsteils mit 
Ortsteilverfassung, Stadtrat oder im Kreistag aufgrund desselben gemein-
samen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 
der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-
vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahl-
vorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im 
Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt, im 
Stadtrat oder im Ortsteilrat des jeweiligen Ortsteils mit Ortsteilverfassung 
vertreten ist. 

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei 
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen 
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner 
des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder 
Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsun-
terschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine 
vom Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale bei der Stadtverwaltung Saalfeld/
Saale bis zum 22. April 2024, 18:00 Uhr, ausgelegte Liste unter Anga-
be ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums 

einzutragen und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur 
Leistung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Stadt 
Saalfeld/Saale mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach 
Einreichung des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten des 
Bürgerservice‘ der Stadtverwaltung Saalfeld/Saale 

Montag, Freitag  von 09:00 bis 14:00 Uhr,
Dienstag, Donnerstag  von 09:00 bis 18:00 Uhr,
Mittwoch, Samstag  von 09:00 bis 12:00 Uhr

 in der Stadtverwaltung Saalfeld/Saale, Markt 6, Erdgeschoss, 
Bürgerservice, 07318 Saalfeld/Saale

 ausgelegt. Die Stadtverwaltung Saalfeld/Saale ist am Karfreitag, Karsams-
tag, Ostersonntag und Ostermontag (29. März – 1. April 2024) nicht be-
setzt. 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder 
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Stadt-
verwaltung Saalfeld/Saale aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintra-
gungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unter-
stützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu 
versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungs-
scheins vorliegen.

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind 
Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtig-
te, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste 
eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unter-
zeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen 
werden.

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erforderli-
che Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls vom 
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale mit einer Liste zur Leistung der noch 
erforderlichen Unterschriften [Anlage 7a zur ThürKWO] verbunden und 
unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlages ausgelegt. Die Aus-
führungen unter 3.3 gelten entsprechend.

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18:00 Uhr eingereicht 
sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale 
einzureichen. 

Stadtverwaltung Saalfeld/Saale
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale
Markt 1, 2. OG, Zimmer 2.03
07318 Saalfeld/Saale

 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 
18:00  Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten 
des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des 
Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Einzelbewerbers 
zurückgenommen werden.

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlage-
nen Bewerber durchgeführt.

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der Stadt Saal-
feld/Saale unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten oder 
die Einzelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Män-
gel der Wahlvorschläge müssen spätestens am 22. April 2024, 18:00 
Uhr behoben sein. Die Stadtverwaltung Saalfeld/Saale ist am Karfreitag, 
Karsamstag, Ostersonntag und Ostermontag (29. März – 1. April 2024) 
nicht besetzt.
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 Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der Stadt Saalfeld/Saale zu-
sammen und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschläge den durch 
das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunalwahl-
ordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen 
sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der Zulas-
sung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl nicht 
statt.

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer Kommunal-
wahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern 
sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen 
Sonnabend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten 
Feiertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand ist ausge-
schlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG).

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Geschlechter.

Saalfeld/Saale, 29. Februar 2024

Christopher Mielke
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale

Bekanntmachung
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für 
die Wahl der Ortsteilratsmitglieder in den Ortsteilen 
Arnsgereuth, Beulwitz, Reichmannsdorf, Saalfelder 
Höhe, Schmiedefeld und Wittgendorf am 26. Mai 2024

1. In den Ortsteilen mit Ortsteilverfassung Arnsgereuth, Beulwitz, Reich-
mannsdorf, Saalfelder Höhe, Schmiedefeld und Wittgendorf der Stadt 
Saalfeld/Saale sind am 26. Mai 2024 zu wählen:

 4 Ortsteilratsmitglieder im Ortsteil mit Ortsteilverfassung Arnsge-
reuth,

 6 Ortsteilratsmitglieder im Ortsteil mit Ortsteilverfassung Beulwitz,
 6 Ortsteilratsmitglieder im Ortsteil mit Ortsteilverfassung Reich-

mannsdorf,
 10 Ortsteilratsmitglieder im Ortsteil mit Ortsteilverfassung Saalfelder 

Höhe,
 8 Ortsteilratsmitglieder im Ortsteil mit Ortsteilverfassung Schmiede-

feld,
 4 Ortsteilratsmitglieder im  Ortsteil mit Ortsteilverfassung Wittgendorf.

 Wählbar für das Amt eines Ortsteilratsmitglieds sind Wahlberechtigte, die 
am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben (§ 12 ThürKWG). 
Die Wahlberechtigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind 
Deutsche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberechtigt, wenn sie 
nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindes-
tens drei Monaten ihren Aufenthalt im Ortsteil mit Ortsteilverfassung ha-
ben; der Aufenthalt im Ortsteil mit Ortsteilverfassung wird vermutet, wenn 
die Person im Ortsteil mit Ortsteilverfassung gemeldet ist. Bei mehreren 
Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend 
(§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG). 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich 
Dänemark,  Republik Estland, Republik Finnland,  Französische Repub-
lik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Italienische Republik, Re-
publik Kroatien, Republik Lettland, Republik Litauen,  Großherzogtum 
Luxemburg, Republik Malta,  Königreich der Niederlande, Republik Ös-
terreich, Republik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich 
Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spani-
en, Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern. 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 

Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder können Wahlvorschläge von Par-
teien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wählergrup-
pen aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird 
hiermit aufgefordert. 

 Je Ortsteil mit Ortsteilverfassung kann jede Partei oder jede Wählergruppe 
nur einen Wahlvorschlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 
doppelt so viele Bewerber enthalten, wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen 
sind. Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres 
Nachnamens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs 
und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf 
nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zu-
stimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und 
ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort 
tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt wer-
den, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erfor-
derlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher 
daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschlä-
ge müssen die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten 
tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf 
nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen 
erklärt der Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu be-
zeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt 
und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, 
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. 
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und 
entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklä-
rung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem 
Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Be-

werber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter An-

gabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer An-
schrift.

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur 

ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in 
den Wahlvorschlag zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG 
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe 
durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und zwei wei-
terer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber müs-
sen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlbe-
rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen 
der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Den 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versammlung 
in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen 
Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten Wahl-
vorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern 
einer Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen einer Wählergrup-
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pe aus der Mitte einer vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem 
Zweck gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und die 
Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der Ver-
sammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit 
dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter 
und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter 
der Stadt Saalfeld/Saale an Eides statt zu versichern, dass die Wahl so-
wie die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung erfolgt ist, 
dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungsversammlung vor-
schlagsberechtigt war und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden 
Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versamm-
lung in angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt insoweit als 
zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund 
eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununter-
brochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkrei-
ses Saalfeld-Rudolstadt, im Stadtrat der Stadt Saalfeld/Saale oder im 
Ortsteilrat des jeweiligen Ortsteils mit Ortsteilverfassung vertreten sind, 
müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der 
Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich 
von viermal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie Ortsteil-
ratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt jeweils 16 Unterschriften in den 
Ortsteilen Arnsgereuth und Wittgendorf, insgesamt jeweils 24 Unterschrif-
ten in den Ortsteilen Beulwitz und Reichmannsdorf, insgesamt 32 Unter-
schriften im Ortsteil Schmiedefeld und insgesamt 40 Unterschriften im 
Ortsteil Saalfelder Höhe). 

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag, Stadtrat oder Ortsteilrat des 
jeweiligen Ortsteils mit Ortsteilverfassung vertreten ist, benötigt bei 
Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unter-
schriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei 
oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunterschrif-
ten von viermal so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder zu 
wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der 
letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Ortsteilrat des jeweiligen Ortsteils mit 
Ortsteilverfassung, Stadtrat oder im Kreistag aufgrund desselben gemein-
samen Wahlvorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 
der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-
vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahl-
vorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im 
Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt, im 
Stadtrat oder Ortsteilrat des jeweiligen Ortsteils mit Ortsteilverfassung 
vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei 
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen 
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner 
des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder 
Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine vom 
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale bei der Stadtverwaltung Saalfeld/Saale 
bis zum 22. April 2024, 18:00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe 
ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums 
einzutragen und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur 
Leistung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Stadt 
Saalfeld/Saale mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach 
Einreichung des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten des 
Bürgerservice‘ der Stadtverwaltung Saalfeld/Saale 

 Montag, Freitag  von 09:00 bis 14:00 Uhr,
 Dienstag, Donnerstag  von 09:00 bis 18:00 Uhr,
 Mittwoch, Samstag  von 09:00 bis 12:00 Uhr

 in der Stadtverwaltung Saalfeld/Saale, Markt 6, Erdgeschoss, 
Bürgerservice, 07318 Saalfeld/Saale

 ausgelegt. Die Stadtverwaltung Saalfeld/Saale ist am Karfreitag, Karsams-
tag, Ostersonntag und Ostermontag (29. März – 1. April 2024) nicht be-
setzt. 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder 
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Stadt-
verwaltung Saalfeld/Saale aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintra-
gungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unter-
stützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu 
versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungs-
scheins vorliegen.

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind 
Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, 
die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste ein-
getragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet 
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung). Sie 
muss spätestens am 22. April 2024, 18:00 Uhr, durch übereinstim-
mende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge gegenüber dem 
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale erfolgen. Dieser Erklärung ist die 
schriftliche Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen 
beteiligten Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen. Die 
Stadtverwaltung Saalfeld/Saale ist am Karfreitag, Karsamstag, Ostersonn-
tag und Ostermontag (29. März – 1. April 2024) nicht besetzt.

5.  Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18:00 Uhr eingereicht 
sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale 
einzureichen. 

 Stadtverwaltung Saalfeld/Saale
 Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale
 Markt 1, 2. OG, Zimmer 2.03
 07318 Saalfeld/Saale

 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 
18:00  Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten 
des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des 
Wahlvorschlages zurückgenommen werden.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag einge-
reicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne 
Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und ohne das 
Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber durchgeführt. 
Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stimmen, wie Ortsteilrats-
mitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der Stadt Saal-
feld/Saale unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten auf-
gefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge 
müssen spätestens bis 22. April 2024, 18:00 Uhr behoben sein. Die 
Stadtverwaltung Saalfeld/Saale ist am Karfreitag, Karsamstag, Ostersonn-
tag und Ostermontag (29. März – 1. April 2024) nicht besetzt.

 Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvor-
schläge insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch 
Tod oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, 
die in solchen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatzbewerber), sind in 
gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 23. April 2024 tritt der 
Wahlausschuss der Stadt Saalfeld/Saale zusammen und beschließt, ob die 
eingereichten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbindungen 
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den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kom-
munalwahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig 
zuzulassen sind.

8.  Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer Kommunal-
wahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern 
sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen 
Sonnabend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten 
Feiertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand ist ausge-
schlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG).

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Geschlechter.

Saalfeld/Saale, 29. Februar 2024

Christopher Mielke
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale

Öffentliche Bekanntmachung
Sitzung des Wahlausschusses zur Prüfung und Zulassung der ein-
gereichten Wahlvorschläge zur Wahl des Bürgermeisters der Stadt 
Saalfeld/Saale, Wahl der Stadtratsmitglieder der Stadt Saalfeld/Saa-
le, Wahl der Ortsteilbürgermeister sowie der Ortsteilratsmitglieder 
in den Ortsteilen Arnsgereuth, Beulwitz, Reichmannsdorf, Saalfelder 
Höhe, Schmiedefeld und Wittgendorf am 26. Mai 2024

Am 23. April 2024 findet um 16:00 Uhr im großen Saal des Bürger- und 
Behördenhauses, Markt 6, 2. OG, 07318 Saalfeld/Saale die Sitzung des 
Wahlausschusses zur Prüfung und Zulassung der eingereichten Wahlvorschlä-
ge zur Wahl des Bürgermeisters der Stadt Saalfeld/Saale, Wahl der Stadtrats-
mitglieder der Stadt Saalfeld/Saale, Wahl der Ortsteilbürgermeister sowie der 
Ortsteilratsmitglieder in den Ortsteilen Arnsgereuth, Beulwitz, Reichmannsdorf, 
Saalfelder Höhe, Schmiedefeld und Wittgendorf statt.

Tagesordnung der Sitzung:
1. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit
2. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge zur Wahl des Bürgermeisters 

der Stadt Saalfeld/Saale und Beschlussfassung über ihre Zulassung (§ 4 
Absatz 5 Nr. 1, § 17 Absatz 4, § 24 Absatz 1 Thüringer Kommunalwahlge-
setz – ThürKWG, § 22 Thüringer Kommunalwahlordnung – ThürKWO)

3. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge und Listenverbindungen zur 
Wahl der Stadtratsmitglieder der Stadt Saalfeld/Saale und Beschlussfas-
sung über ihre Zulassung (§ 4 Absatz 5 Nr. 1, § 17 Absatz 4 ThürKWG, § 
22 ThürKWO)

4. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge zur Wahl der Ortsteilbürger-
meister in den Ortsteilen Arnsgereuth, Beulwitz, Reichmannsdorf, Saal-
felder Höhe, Schmiedefeld sowie Wittgendorf und Beschlussfassung über 
ihre Zulassung (§ 4 Absatz 5 Nr. 1, § 17 Absatz 4, § 24 Absatz 1, § 26 
Absatz 1 ThürKWG, § 22 ThürKWO)

5. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge zur Wahl der Ortsteilratsmit-
glieder in den Ortsteilen Arnsgereuth, Beulwitz, Reichmannsdorf, Saalfel-
der Höhe, Schmiedefeld sowie Wittgendorf und Beschlussfassung über 
ihre Zulassung (§ 4 Absatz 5 Nr. 1, § 17 Absatz 4 ThürKWG, § 22 ThürK-
WO, § 7 Absatz 4 Hauptsatzung der Stadt Saalfeld/Saale)

6. Sonstiges

Ist eine nochmalige Beschlussfassung über ganz oder teilweise für ungültig 
erklärte Wahlvorschläge oder Listenverbindungen aufgrund von Einwendungen 
oder von Amts wegen (§ 17 Abs. 4 Satz 5 ThürKWG) notwendig, findet die Sit-
zung des Wahlausschusses zur Behandlung dieses Gegenstandes am 30. April 
2024 um 16:00 Uhr im großen Saal des Bürger- und Behördenhauses, Markt 6, 
2. OG, 07318 Saalfeld/Saale statt.

Die Sitzungen des Wahlausschusses sind öffentlich.

Saalfeld/Saale, 29. Februar 2024

Christopher Mielke
Wahlleiter der Stadt Saalfeld/Saale

Mit tiefer Betroffenheit nehmen Stadtrat, Bürgermeister 
und Stadtverwaltung der Stadt Saalfeld/Saale

Abschied von

Joachim Heinecke
 geb. am 14.12.1953 gest. am 14.02.2024

Joachim Heinecke war von 
1990 bis 1994 Abgeordne-
ter der Stadtverordnetenver-
sammlung der Stadt Saalfeld/
Saale und von 1994 bis 1999 
sowie seit 1. Juli 2004 Mit-
glied des Stadtrates der Stadt 
Saalfeld/Saale. Seit 2004 
wirkte er als Vorsitzender der 
FDP-Fraktion und war zuletzt 
Mitglied des Hauptausschus-
ses, des Kultur-, Sozial-, Schul- 
und Sportausschusses und des 

Werkausschusses Kulturbetrieb Saalfeld/Meininger Hof sowie des 
Aufsichtsrates der Saalfelder Feengrotten und Tourismus GmbH. 
Zudem war er seit Juni 2019 Zweiter Beigeordneter der Stadt 
Saalfeld/Saale.

Joachim Heinecke war ein Kommunalpolitiker mit Herz, streitbar 
in der Sache, aber immer fair, konstruktiv und lösungsorientiert. 
Seine Freundlichkeit und sein Humor, gepaart mit seinem aus-
geprägten Pflichtbewusstsein, setzten Maßstäbe für die Zu-
sammenarbeit im Stadtrat. Mit ganzer Kraft förderte er die gute 
Entwicklung seiner Heimatstadt und repräsentierte diese ins-
besondere als ehrenamtlicher Beigeordneter mit Integrität und 
Würde.

Wir werden Joachim Heinecke ein ehrendes Andenken bewahren.

Seiner Familie, allen Angehörigen und Hinterbliebenen gehören 
unser aufrichtiges Mitgefühl und unsere Anteilnahme.

 Dr. Steffen Kania Bettina Fiedler Martin Roschka
 Bürgermeister Erste Beigeordnete Vorsitzender 
   des Stadtrates
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Öffentliche Bekanntmachung 
des Wahltages für die Wahl der weiteren 
Ortsteilratsmitglieder 2024

Aufgrund des § 45 Abs. 3 Satz 6 der Thüringer Kommunalordnung (zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 24. März 2023 [GVBl. S.  127]) in Verbindung mit 
§ 4 Abs. 5 der Hauptsatzung der Stadt Rudolstadt (zuletzt geändert durch die 
1. Änderungssatzung vom 05.12.2023) sowie entsprechend § 8 Abs. 2 des 
Thüringer Kommunalwahlgesetzes (zuletzt geändert durch das Gesetz vom 24. 
Mai 2022 (GVBl. S. 283)) bestimmte der Stadtrat der Stadt Rudolstadt in seiner 
Sitzung am 21.12.2023:
Die Wahlen der weiteren Mitglieder des Ortsteilrates der Ortsteile mit Orts-
teilverfassung Ammelstädt, Breitenheerda, Eichfeld/Keilhau, Eschdorf, Geiters-
dorf, Haufeld, Heilsberg, Lichstedt, Milbitz, Oberpreilipp, Remda, Sundremda, 
Teichel, Teichröda, Treppendorf, Unterpreilipp finden am Sonntag, den 9. Juni 
2024 statt.

Rudolstadt, den 29.02.2024

Reichl
Bürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
für die Wahl der Stadtratsmitglieder 

1. In der Stadt Rudolstadt sind am 26. Mai 2024 30 (dreißig) Stadtratsmit-
glieder zu wählen.

 Wählbar für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds/Stadtratsmitglieds sind 
Wahlberechtigte, die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben (§ 12 ThürKWG). Die Wahlberechtigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 
ThürKWG. Danach sind Deutsche und Personen, die die Staatsangehö-
rigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, 
wahlberechtigt, wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 
ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt in der Ge-
meinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird vermutet, wenn die 
Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die 
Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 
ThürKWG). 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dä-
nemark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische Republik, Helleni-
sche Republik (Griechenland), Irland, Italienische Republik, Republik Kroatien, 
Republik Lettland, Republik Litauen,  Großherzogtum Luxemburg, Republik 
Malta, Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Por-
tugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Republik Slowenien, 
Slowakische Republik, Königreich Spanien, Tschechische Republik, Ungarn so-
wie Republik Zypern. 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 
Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Stadtratsmitglieder können Wahlvorschläge von Partei-
en im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wählergruppen 
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aufgestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit 
aufgefordert:

 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag einrei-
chen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 30 (dreißig) Bewerber enthalten. 
Die Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nach-
namens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und 
ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur 
in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustim-
mung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. 
die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tra-
gen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, 
wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich 
ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran 
beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge 
müssen die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten tragen, 
die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen 
Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu be-
zeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt 
und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, 
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. 
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und 
entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklä-
rung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem 
Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Be-

werber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter An-

gabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer An-
schrift.

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur 

ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in 
den Wahlvorschlag zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG 
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe 
durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und zwei wei-
terer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber 
müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den 
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten An-
gehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. 
Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsbe-
rechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller 
beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlberech-
tigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen 
einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mitgliederver-
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sammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in geheimer Abstimmung ge-
wählt werden.

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und die 
Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der Ver-
sammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit 
dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter 
und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem Gemein-
dewahlleiter an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie die Fest-
legung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder 
wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungsversammlung vorschlagsbe-
rechtigt war und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Perso-
nen Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung 
in angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer 
solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt insoweit als zustän-
dige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund ei-
nes eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt oder im Stadtrat der Stadt Rudolstadt vertreten sind, 
müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der 
Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich 
von viermal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie Gemein-
deratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 120 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinderat vertreten 
ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags 
neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvor-
schlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Un-
terstützungsunterschriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie 
Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag 
bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Ge-
meinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvor-
schlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten 
Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner 
Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit 
der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, oder im Gemeinde-
rat/Stadtrat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei 
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen 
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner 
des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder 
Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsun-
terschriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine 
vom Wahlleiter bei der Stadtverwaltung Rudolstadt bis zum 22. April 
2024,  18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nach-
namens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine 
eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-
schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlags 
im Rathaus der Stadtverwaltung Rudolstadt, Markt 7, während der übli-
chen Dienstzeiten im Bürgerservice:

 
 Montag von 8:00 Uhr bis 14:00 Uhr
 Dienstag von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr
 Mittwoch von 8:00 Uhr bis 14:00 Uhr
 Donnerstag von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr
 Freitag  von 8:00 Uhr bis 14:00 Uhr
 Samstag von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr
 
 ausgelegt. Eintragungsraum für die Unterstützungsunterschriften ist der 

Bürgerservice im Erdgeschoss des Rathauses.
 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder 

einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Stadt Ru-

dolstadt aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die 
Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die wahl-
berechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung eines 
bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die 
Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte 
Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, dass 
die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind 
Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtig-
te, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste 
eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unter-
zeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen 
werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung). Sie 
muss spätestens am 22.04.2024, 18.00 Uhr, durch übereinstimmende Er-
klärung der Beauftragten der Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter 
der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung 
der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahlvorschläge 
(§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5.  Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. 
Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Stadt Rudolstadt, Markt 7, 
07407 Rudolstadt einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können 
nur bis zum 12. April 2024 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche 
Erklärung des Beauftragten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der 
übrigen Unterzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so 
findet Mehrheitswahl statt, d. h., die Wahl wird ohne Bindung an etwaige 
vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht der Stimmenhäufung auf 
einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der Gemeinde 
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten aufgefordert, 
festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen 
spätestens bis 22. April 2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum glei-
chen Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit 
zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder nach-
träglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die in solchen 
Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise 
wie Bewerber zu wählen. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der 
Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschlä-
ge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das Thüringer Kom-
munalwahlgesetz und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten 
Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind.

8.  Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer Kommunal-
wahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern 
sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen 
Sonnabend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten 
Feiertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand ist ausge-
schlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG).

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Geschlechter.

Rudolstadt, den 29. Februar 2024

Steve Reuter
Wahlleiter der Stadt Rudolstadt
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Öffentliche Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
für die Wahl des hauptamtlichen Bürgermeisters der 
Stadt Rudolstadt

1. In der Stadt Rudolstadt wird am 26. Mai 2024 ein hauptamtlicher Bürger-
meister gewählt.

 Zum hauptamtlichen Bürgermeister, der als Beamter auf Zeit auf die 
Dauer von sechs Jahren gewählt wird, ist jeder Wahlberechtigte im Sinne 
der §§ 1 und 2 ThürKWG wählbar, der am Wahltag das 18. Lebensjahr 
vollendet hat. Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind unter denselben Be-
dingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche. Nicht wählbar ist, 
wer am Wahltag das 65. Lebensjahr vollendet hat. Zum hauptamtlichen 
Bürgermeister kann auch ein Bewerber gewählt werden, der zur Zeit der 
Wahl seinen Aufenthalt nicht in der Gemeinde hat.

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dä-
nemark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische Republik, Helleni-
sche Republik (Griechenland), Irland, Italienische Republik, Republik Kroatien, 
Republik Lettland, Republik Litauen,  Großherzogtum Luxemburg, Republik 
Malta, Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Por-
tugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Republik Slowenien, 
Slowakische Republik, Königreich Spanien, Tschechische Republik, Ungarn so-
wie Republik Zypern.

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 
Sicherungsverwahrung befindet.

 Zum Bürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer nicht die 
Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Landesverfassung 
eintritt. Darüber hinaus ist zum Bürgermeister nicht wählbar, wer im Üb-
rigen die persönliche Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht besitzt. 
Jeder Bewerber für das Amt des Bürgermeisters hat für die Zulassung zur 
Wahl gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung 
abzugeben, ob er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitar-
beiter mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der erforderlichen 
Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie 
beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für eine 
Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes gel-
tenden Bestimmungen nicht fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG).

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters können von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und Einzelbe-
werbern eingereicht werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird 
hiermit aufgefordert.

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf und 
dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG 
beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt 
werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er 
Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe ist.

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen und 
ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kenn-
wort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt 
werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge 
erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämt-
licher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahl-
vorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen die Unterschriften 
von mindestens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des 
Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die 
Unterzeichnung für ungültig.

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu be-
zeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt 

und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, 
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. 
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und 
entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklä-
rung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem 
Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Be-

werbers,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter An-

gabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer An-
schrift.

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage beizu-
fügen:
a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, dass er 

seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag zustimmt, nicht 
für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, ob 
er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbei-
tet hat, dass er mit der E inholung der erforderlichen Auskünfte ein-
verstanden ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Be-
stimmungen nicht fehlt,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG 
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe 
durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und zwei wei-
terer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG,

d) eine Bescheinigung der Gemeinde seiner Hauptwohnung über die 
Wählbarkeit nach dem Muster der Anlage 22 zur ThürKWO, wenn die 
Hauptwohnung nicht in der Gemeinde ist, in der er sich bewirbt.

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der An-
lagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kenn-
wort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift des 
Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und Nachnamens, des Geburts-
datums und der Anschrift die Unterschriften von mindestens fünfmal so 
vielen Wahlberechtigten tragen, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen 
sind (insgesamt 150 Unterschriften). Bewirbt sich der bisherige Bürger-
meister als Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften erfor-
derlich.

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufügen:
 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, dass er 

für dieselbe Wahl nicht in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, 
ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden 
ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt.

 Zusätzlich ist eine Bescheinigung der Gemeinde seiner Hauptwohnung 
über die Wählbarkeit nach dem Muster der Anlage 22 zur ThürKWO bei-
zufügen, wenn die Hauptwohnung nicht in der Gemeinde ist, in der er sich 
bewirbt.

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber muss 
in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlbe-
rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Angehöri-
gen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. 
Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versamm-
lung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsa-
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men Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern 
der Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe aus 
der Mitte einer vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt worden sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort 
und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung ge-
genüber dem Wahlleiter der Gemeinde an Eides statt zu versichern, dass 
die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewer-
bern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung 
in angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer 
solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt insoweit als zustän-
dige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund ei-
nes eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt oder im Stadtrat der Stadt Rudolstadt vertreten sind, 
müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der 
Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich 
von viermal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie Gemein-
deratsmitglieder zu wählen sind (120 Unterschriften).

 Auch die Parteien und Wählergruppen gelten als ununterbrochen im 
Stadtrat vertreten, die in der bisherigen Stadt Remda-Teichel im Stadtrat 
vertreten waren.

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinderat vertreten 
ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags 
neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvor-
schlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Un-
terstützungsunterschriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie 
Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag 
bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Ge-
meinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvor-
schlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten 
Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner 
Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit 
der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt, in dem die Gemeinde liegt, 
oder im Stadtrat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei 
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen 
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner 
des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder 
Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine vom 
Wahlleiter bei der Stadtverwaltung Rudolstadt bis zum 22. April 2024, 
18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, 
ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhän-
dige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsun-
terschriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvorschlag 
verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlags im 
Rathaus der Stadtverwaltung Rudolstadt, Markt 7, während der üblichen 
Dienstzeiten im Bürgerservice:

 
 Montag von 8:00 Uhr bis 14:00 Uhr
 Dienstag von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr
 Mittwoch von 8:00 Uhr bis 14:00 Uhr
 Donnerstag von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr
 Freitag  von 8:00 Uhr bis 14:00 Uhr
 Samstag von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr
 

 ausgelegt. Eintragungsraum für die Unterstützungsunterschriften ist der 
Bürgerservice im Erdgeschoss des Rathauses.

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder 
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Stadt-
verwaltung Rudolstadt aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintra-
gungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unter-
stützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu 
versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungs-
scheins vorliegen.

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind 
Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtig-
te, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste 
eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unter-
zeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen 
werden.

 
3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erforderli-

che Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls vom 
Wahlleiter der Gemeinde mit einer Liste zur Leistung der noch erforderli-
chen Unterschriften (Anlage 7a zur ThürKWO) verbunden und unverzüg-
lich nach Einreichung des Wahlvorschlages ausgelegt. Die Ausführungen 
unter 3.3 gelten entsprechend.

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. 
Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Stadt Rudolstadt, Markt 7, 
07407 Rudolstadt einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur 
bis zum 12. April 2024 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Er-
klärung des Beauftragten des Wahlvorschlags und der Mehrheit der üb-
rigen Unterzeichner des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung 
des Einzelbewerbers zurückgenommen werden.

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so 
wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber durch-
geführt.

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der Gemeinde 
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten oder die Ein-
zelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel 
der Wahlvorschläge müssen spätestens am 22. April 2024 bis 18.00 Uhr 
behoben sein. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der Gemein-
de zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschläge den 
durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-
wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig zuzu-
lassen sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der 
Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl 
nicht statt.

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer Kommunal-
wahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern 
sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen 
Sonnabend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten 
Feiertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand ist ausge-
schlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG).

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Geschlechter.

Rudolstadt, den 29. Februar 2024

Steve Reuter
Wahlleiter der Stadt Rudolstadt
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Öffentliche Bekanntmachung 
der Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
für Wahlen der Ortsteilbürgermeister in den Ortsteilen 
mit Ortsteilverfassung der Stadt Rudolstadt

1. In den Ortsteilen der Stadt Rudolstadt mit Ortsteilverfassung 
 
 Ammelstädt, Breitenheerda, Eichfeld/Keilhau, Eschdorf, Geiters-

dorf, Haufeld, Heilsberg, Milbitz, Lichstedt, Oberpreilipp, Remda, 
Sundremda, Teichel, Teichröda, Treppendorf und Unterpreilipp

 ist am 26. Mai 2024 jeweils ein Ortsteilbürgermeister als Ehrenbeamter 
der Stadt zu wählen.

 Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 
und 2 ThürKWG wählbar, der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet 
und seit mindestens sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem Ortsteil mit 
Ortsteilverfassung hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilverfas-
sung wird vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit Ortsteil-
verfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung 
im Sinne des Melderechts maßgebend. Personen, die die Staatsangehörig-
keit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind 
unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche.

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland zurzeit: Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich 
Dänemark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische Republik, 
Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Italienische Republik, Repu-
blik Kroatien, Republik Lettland, Republik Litauen, Großherzogtum Lux-
emburg, Republik Malta, Königreich der Niederlande, Republik Österreich, 
Republik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schwe-
den, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern.

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 
Sicherungsverwahrung befindet.

 Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer 
nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Landes-
verfassung eintritt. Darüber hinaus ist nicht wählbar, wer im Übrigen die 
persönliche Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den 
für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Be-
werber für das Amt des Ortsteilbürgermeisters hat für die Zulassung zur 
Wahl gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung 
abzugeben, ob er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitar-
beiter mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der erforderlichen 
Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie 
beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für eine 
Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes gel-
tenden Bestimmungen nicht fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG).

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können von Par-
teien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und 
Einzelbewerbern eingereicht werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlä-
gen wird hiermit aufgefordert.

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf und 
dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG 
beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt 
werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er 
Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe ist.

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen und 
ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kenn-
wort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt 
werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge 
erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämt-
licher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahl-
vorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen die Unterschriften 

von mindestens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des 
Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die 
Unterzeichnung für ungültig.

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu be-
zeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt 
und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, 
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. 
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und 
entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklä-
rung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem 
Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Be-

werbers,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter An-

gabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer An-
schrift.

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage beizu-
fügen:
a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, dass er 

seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag zustimmt, nicht 
für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, ob 
er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbei-
tet hat, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte ein-
verstanden ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Be-
stimmungen nicht fehlt,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG 
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe 
durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und zwei wei-
terer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der An-
lagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kenn-
wort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift des 
Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und Nachnamens, des Geburts-
datums und der Anschrift die Unterschriften von mindestens fünfmal so 
vielen Wahlberechtigten tragen, wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind, 
insgesamt für Ammelstädt, Breitenheerda, Eichfeld/Keilhau, Eschdorf, Gei-
tersdorf, Haufeld, Heilsberg, Milbitz, Lichstedt, Oberpreilipp, Sundremda, 
Teichel, Teichröda, Treppendorf und Unterpreilipp 20 Unterschriften und 
für den Ortsteil Remda 30 Unterschriften. Bewirbt sich der bisherige 
Ortsteilbürgermeister als Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunter-
schriften erforderlich.

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufügen:
 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, dass er 

nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, 
ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden 
ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt.

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber muss 
in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlbe-
rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Angehöri-
gen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. 
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Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versamm-
lung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsa-
men Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern 
der Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe aus 
der Mitte einer vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt worden sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort 
und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung ge-
genüber dem Wahlleiter der Gemeinde an Eides statt zu versichern, dass 
die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewer-
bern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter der Gemeinde ist zur Ab-
nahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt insoweit 
als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund ei-
nes eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt und im Stadtrat der Stadt Rudolstadt vertreten sind, 
müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der 
Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich 
von viermal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie Ortsteil-
ratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt für Ammelstädt, Breitenheerda, 
Eichfeld/Keilhau, Eschdorf, Geitersdorf, Haufeld, Heilsberg, Milbitz, Lich-
stedt, Oberpreilipp, Sundremda, Teichel, Teichröda, Treppendorf und Unter-
preilipp 16 Unterschriften und für den Ortsteil Remda 24 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines ge-
meinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemeinderat vertreten ist, 
benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben 
den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder 
Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungsunter-
schriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie Ortsteilratsmitglieder 
zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzli-
chen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im Kreistag 
aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags ununterbrochen vertre-
ten sind oder wenn einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem 
eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften be-
dürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen 
im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises Saal-
feld-Rudolstadt oder im Stadtrat der Stadt Rudolstadt vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei 
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen 
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner 
des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder 
Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine vom 
Wahlleiter bei der Stadtverwaltung Rudolstadt bis zum 22. April 2024, 
18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, 
ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhän-
dige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstützungsun-
terschriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvorschlag 
verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlags im 
Rathaus der Stadtverwaltung Rudolstadt, Markt 7, während der üblichen 
Dienstzeiten im Bürgerservice:

 
 Montag von 8:00 Uhr bis 14:00 Uhr
 Dienstag von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr
 Mittwoch von 8:00 Uhr bis 14:00 Uhr
 Donnerstag von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr
 Freitag  von 8:00 Uhr bis 14:00 Uhr
 Samstag von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr
 

 ausgelegt. Eintragungsraum für die Unterstützungsunterschriften ist der 
Bürgerservice im Erdgeschoss des Rathauses.

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder 
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Stadt-
verwaltung Rudolstadt aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintra-
gungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unter-
stützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu 
versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungs-
scheins vorliegen.

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind 
Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl sowie Wahlberech-
tigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste 
eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unter-
zeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen 
werden.

 
3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erforderli-

che Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls vom 
Wahlleiter der Gemeinde mit einer Liste zur Leistung der noch erforderli-
chen Unterschriften (Anlage 7a zur ThürKWO) verbunden und unverzüg-
lich nach Einreichung des Wahlvorschlages ausgelegt. Die Ausführungen 
unter 3.3 gelten entsprechend.

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. 
Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Stadt Rudolstadt, Markt 7, 
07407 Rudolstadt einzureichen. Eingereichte Wahlvorschläge können nur 
bis zum 12. April 2024 bis 18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Er-
klärung des Beauftragten des Wahlvorschlags und der Mehrheit der üb-
rigen Unterzeichner des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung 
des Einzelbewerbers zurückgenommen werden.

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so 
wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber durch-
geführt.

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der Gemeinde 
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten oder die Ein-
zelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel 
der Wahlvorschläge müssen spätestens am 22. April 2024 bis 18.00 Uhr 
behoben sein. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der Gemein-
de zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschläge den 
durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-
wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig zuzu-
lassen sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der 
Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl 
nicht statt.

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer Kommunal-
wahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern 
sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen 
Sonnabend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten 
Feiertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand ist ausge-
schlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG).

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Geschlechter.

Rudolstadt, den 29. Februar 2024

Steve Reuter
Wahlleiter der Stadt Rudolstadt
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Öffentliche Bekanntmachung
Lärmaktionsplan (Stufe 4) für die Stadt Rudolstadt – 
Öffentliche Auslegung des Entwurfes

Der für die Stadt Rudolstadt erarbeitete Entwurf des Lärmaktionsplans (Stufe 4) 
wird nach § 47d Abs. 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur 
Information und Mitwirkung der Öffentlichkeit vom

04. März 2024 bis einschließlich 02. April 2024

auf den Internetseiten der Stadt Rudolstadt (www.rudolstadt.de/stadt/aktu-
elles/oeffentlichkeitsbeteiligung) bereitgestellt. Zusätzlich werden die Unter-
lagen im o. g. Zeitraum in der Stadtverwaltung Rudolstadt, Markt 7, 07407 
Rudolstadt, Bürgerservice im Erdgeschoss des Rathauses während folgender 
Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt:

Montag, Mittwoch und Freitag von 08.00 Uhr bis 14.00 Uhr
Dienstag und Donnerstag von 08.00 Uhr bis 18.00 Uhr
Samstag von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr.

Für die Unterrichtung und Erörterung zum Lärmaktionsplan steht der Fach-
dienst Stadtplanung und Stadtentwicklung während der Dienststunden zur 
Verfügung. Während der Auslegungsfrist können von jedermann Anregungen 
und Hinweise zum Entwurf des Lärmaktionsplans schriftlich, elektronisch oder 
zur Niederschrift vorgebracht werden. Elektronische Stellungnahmen sind zu 
richten an: planung@rudolstadt.de.

Reichl
Bürgermeister

Friedhofsgebührensatzung 
für den Friedhof der 
Evangelischen Kirchengemeinde Cumbach 
 
Der Gemeindekirchenrat der Evangelischen Kirchengemeinde Cumbach hat 
aufgrund von § 44 Absatz 1 des Kirchengesetzes Kirchengesetz über die evan-
gelischen Friedhöfe in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Fried-
hofsgesetz – FriedhG) vom 20. November 2020 (ABl. EKM 2020 S. 228), in 
seiner Sitzung am 21.09.2023 die folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Ruhefristen1

Für den Friedhof in Cumbach gelten folgende Ruhefristen:
1. für Erdbestattungen 25 Jahre, 
2. für Urnenbestattungen 20 Jahre.

§ 2
Gebühren

(1) Die in dieser Gebührensatzung mit einer Gebühr belegten Leistungen sind 
ausschließlich dem Friedhofsträger vorbehalten. 

(2) Tarife:

1. Grabberechtigungsgebühren Euro
Erwerb des Nutzungsrechts entsprechend der 
Zuordnung im Gesamtplan jeweils pro Jahr der 
Nutzung

1.1 Erdgrabstätten
1.1.1 Erdwahlgrabstätte, je Grabstelle 

(1 Sarg und bis zu 2 Urne(n))2 
25,00

1.2 Urnengrabstätten
1.2.1 Urnenwahlgrabstätten, je Grabstelle 12,00
1.2.2 Urnenreihengrabstätten

1.3.2.2 Urnenreihengrabstätten friedhofsgepflegt 
(einschließlich Anlage, Gestaltung, Instandhal-
tung und Pflege durch den  Friedhofsträger so-
wie Namensnennung. Die Namensnennung wird 
durch den Friedhofsträger in Auftrag gegeben. 
Die Kosten für die Namensnennung werden nach 
Ausführung ohne Aufschlag an den Nutzungsbe-
rechtigten weiter berechnet.)

25,00

1 Der Friedhofsträger kann, muss aber nicht vom Gesetz abweichende Ruhe-
fristen festlegen, § 21 Absatz 3 FriedhG. Werden abweichende Ruhefristen 
beschlossen, bitte entsprechend anpassen.

2 Gemäß § 29 Abs. 1 Satz 4 FriedhG dürfen je Erdwahlgrabstelle bis zu 2 Ur-
nen bestattet werden, soweit eine Störung der Totenruhe bereits Bestatteter 
ausgeschlossen ist. Der Friedhofsträger kann die Anzahl der Urnen auf eine 
Urne beschränken. 

Öffentliche Bekanntmachung 
Öffentliche Bekanntmachung des Thüringer Landes-
amtes für Umwelt, Bergbau und Naturschutz ü ber die 
Anhörung innerhalb des Rechtsverordnungs-
verfahrens zur Festsetzung des Überschwemmungs-
gebietes des Fließgewässers Saale von unterhalb 
Eichicht bis zur Landkreisgrenze Saalfeld-Rudolstadt/
Saale-Holzland-Kreis

Bitte beachten Sie die Veröffentlichung der Bekanntmachungen des Thüringer 
Landesamtes für Umwelt, Bergbau und Naturschutz im Amtsblatt-Teil der Stadt 
Saalfeld/Saale in dieser Ausgabe. 

– Ende des amtlichen Teils –

Jagdgenossenschaft Sundremda

Die Jagdgenossenschaft Sundremda lädt hiermit alle Wald- und 
Grundstücksbesitzer in der Flur Sundremda zu ihrer diesjährigen 
Vollversammlung ein:

am: Freitag, dem 05.04.2024
um:  19.00 Uhr
in das Vereinshaus „Edelweiß“ in Sundremda

Tagesordnung:
1. Begrüßung und Feststellung der fristgerechten und satzungsmäßigen 
 Einladung und der Beschlussfähigkeit
2. Abstimmung über die Tagesordnung
3. Bericht des Vorstandes
4. Kassenbericht
5. Bericht der Rechnungsprüfer
6. Bericht der Jägerschaft
7. Diskussion zu den Berichten
8. Beschlussfassung über die Entlastung des Kassierers
9. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes
10. Vorstellung der Pächter und Begeher ab dem neuen Jagdjahr
11. Sonstiges
12. Schlusswort

Sundremda, den 20.02.2024

Der Jagdvorstand

Satzungsgemäße Einladung

Bekanntmachungen
anderer Behörden/Sonstiges
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1.2.3 Grabstelle in Urnengemeinschaftsgrabstät-
ten auf die Dauer der Ruhezeit einschließlich 
Anlage, Gestaltung, Instandhaltung und Pflege 
durch den Friedhofsträger sowie Namensnen-
nung; pro Jahr
(Die Namensnennung wird durch den Friedhof-
sträger in Auftrag gegeben. Die Kosten für die 
Namensnennung werden nach Ausführung ohne 
Aufschlag an den Nutzungsberechtigten weiter 
berechnet.)

36,00

1.3 Reservierungen/Verlängerungen
1.3.1 Reservierung

Wird ein Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte 
ohne zeitgleiche Anmeldung einer Bestattung ver-
geben (§ 22 Absatz 5 FriedhG), wird ab dem Zeit-
punkt der Nutzungsrechtsvergabe die jährliche 
Grabberechtigungsgebühr nach den Tarifstellen 
1.1.1 und 1.2.1  erhoben.

1.3.2 Verlängerung
Ist bei Bestattungen auf einer Erd- oder Urnen-
wahlgrabstätte, an der bereits ein Nutzungs-
recht besteht, zur Einhaltung der Ruhefrist die 
Verlängerung des Nutzungsrechtes erforderlich, 
wird für die Verlängerungszeiträume, die ganze 
abgeschlossene Jahre umfassen, die jährliche 
Grabberechtigungsgebühr nach den Tarifstellen 
gemäß 1.1.1 und 1.2.1 sowie für Verlängerungs-
zeiträume, die weniger als ganze Jahre umfassen, 
für jeden abgeschlossenen Monat ein Zwölftel der 
jährlichen Grabberechtigungsgebühr nach den Ta-
rifstellen gemäß 1.1.1 und 1.2.1 erhoben.3

2. Friedhofsunterhaltungsgebühr 
(je Jahr und je Grabstelle, für die ein Nutzungs-
recht besteht)  

5,00

3. Bestattungsgebühren
entfällt

4. Nutzung Friedhofskapelle/Trauerhalle4
entfällt

5. Verwaltungsgebühren
5.1 Zulassung von Gewerbetreibenden

(Steinmetze, Bestatter, Gartenbaubetriebe, Foto-
grafen)

5.1.1 Zulassung von Gewerbetreibenden einmalig/ 
für 1 Jahr

20,00

5.1.2 Zulassung von Gewerbetreibenden für 3 Jahre 50,00
5.1.3 Ablehnung/Rücknahme/Widerruf einer Zulassung 

(auch Widerruf einer Zulassung für Rednerinnen 
und Redner gemäß § 19 Absatz 3 Satz 4 FriedhG); 
pro Vorgang

30,00

5.2 Bearbeitung Antrag auf Ausgrabung/
Umbettung; pro Vorgang

65,00

(3) Für die der Umsatzsteuerpflicht unterliegenden Gebührenpositionen wird 
zusätzlich die gesetzliche Umsatzsteuer erhoben und separat im Gebüh-
renbescheid ausgewiesen. Leistungen, die der Umsatzsteuer unterliegen, 
sind entsprechend gekennzeichnet (*zzgl. der gesetzlichen Umsatzsteuer 
in der jeweils gültigen Fassung, 19% Stand 2021).

 
§ 3

Gewerbliche Leistungen
entfällt

§ 4
Inkrafttreten

Die vorstehende Gebührenordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung, 
jedoch nicht vor dem 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt außer Kraft die 
Gebührensatzung vom 09.07.2013. Maßgebend für die Anwendung ist der Tag 
der Zusage der Leistung.

Ausfertigung: 
Die vom Gemeindekirchenrat der Kirchengemeinde Cumbach am 21.09.2023 
beschlossene Friedhofsgebührensatzung für den Friedhof in Cumbach wurde 
dem Kreiskirchenamt Meiningen als zuständiger Aufsichtsbehörde angezeigt. 
Die Aufsichtsbehörde hat am 07.11.2023 unter dem Aktenzeichen 17/3 K 330 
vorstehend genannter Ordnung die kirchenaufsichtliche Genehmigung erteilt.

Die vorstehend benannte Friedhofsgebührensatzung der Kirchengemeinde 
Cumbach wird hiermit ausgefertigt und öffentlich bekannt gemacht.

  Kreiskirchenamt  Meiningen, den 20.11.2023
 DS  Das Kreiskirchenamt 
   Der Leiter

Friedhofsgebührensatzung 
für den Friedhof der 
Evangelischen Kirchengemeinde Pflanzwirbach
 
Der Gemeindekirchenrat der Evangelischen Kirchengemeinde Pflanzwirbach 
hat aufgrund von § 44 Absatz 1 des Kirchengesetzes Kirchengesetz über die 
evangelischen Friedhöfe in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 
(Friedhofsgesetz – FriedhG) vom 20. November 2020 (ABl. EKM 2020 S. 228), 
in seiner Sitzung am 06.11.2023 die folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Ruhefristen

Für den Friedhof in Pflanzwirbach gelten folgende Ruhefristen:
1. für Erdbestattungen 20 Jahre,
2. für Urnenbestattungen 20 Jahre.

§ 2
Gebühren

(1) Die in dieser Gebührensatzung mit einer Gebühr belegten Leistungen sind 
ausschließlich dem Friedhofsträger vorbehalten. 

(2) Tarife:

1. Grabberechtigungsgebühren Euro
Erwerb des Nutzungsrechts entsprechend der 
Zuordnung im Gesamtplan jeweils pro Jahr der 
Nutzung

1.1 Erdgrabstätten
1.1.1 Erdwahlgrabstätte, je Grabstelle 34,00

(1 Sarg und bis zu 2 Urnen)
1.1.2 Erdreihengrabstätten

1.1.2.1 Erdreihengrabstätte friedhofsgepflegt 70,00
(einschließlich Anlage, Gestaltung, Instand-
haltung und Pflege durch den Friedhofsträger 
sowie Namensnennung. Die Namensnennung 
wird durch den Friedhofsträger in Auftrag gege-
ben. Die Kosten für die Namensnennung werden 
nach Ausführung ohne Aufschlag an den Nut-
zungsberechtigten weiter berechnet.)

3 Die Regelung kann teilweise entfallen, wenn für Verlängerungszeiträume, 
die weniger als ein ganzes abgeschlossenes Jahr umfassen, Gebühren nicht 
erhoben werden sollen.

4 Sollten Friedhofskapellen oder Feierhallen auf einem Friedhof vorhanden 
sein, können dort gemäß § 19 Absatz 1 Satz 1 FriedhG dem Charakter eines 
kirchlichen Friedhofs entsprechend, Särge und Urnen zur kirchlichen Bestat-
tung, zur nichtkirchlichen Bestattungsfeier oder zur stillen Abschiednahme 
aufgebahrt werden. Die Tarifstelle kann folgende Leistungen umfas-sen: 
Ausschmückung mit Pflanzendekoration und Kerzen, Bereitstellung des 
Musikinstrumentes (insbesondere Orgel oder Harmonium) oder der Musi-
kübertragungsgeräte; Heizung und Reinigung. Wenn auf dem Friedhof kein 
für Bestattungsfeiern geeigneter Raum vorhanden ist, können entsprechend 
§ 19 Abs. 5 FriedhG Friedhofsträger die Kirchengebäude neben kirchli-chen 
auch für nichtkirchliche Bestattungsfeiern zur Verfügung stellen. Die Gebüh-
ren fallen in diesen Fällen für die Nutzung des Kirchengebäudes an. 



25

29. Februar_04/24Stadt Rudolstadt

Amtsblatt

1.2 Kindergrabstätten
entfällt

1.3 Urnengrabstätten
1.3.1 Urnenwahlgrabstätten, je Grabstelle 17,00
1.3.2 Urnenreihengrabstätten friedhofsgepflegt 21,00

(einschließlich Anlage, Gestaltung, Instand-
haltung und Pflege durch den Friedhofsträger 
sowie Namensnennung. Die Namens-nennung 
wird durch den Friedhofsträger in Auftrag gege-
ben. Die Kosten für die Namensnennung werden 
nach Ausführung ohne Aufschlag an den Nut-
zungsberechtigten weiter berechnet.)

1.3.3 Grabstelle in Urnengemeinschaftsgrabstät-
ten auf die Dauer der Ruhezeit einschließlich 
Anlage, Gestaltung, Instandhaltung und Pflege 
durch den Friedhofsträger sowie Namensnen-
nung; pro Jahr

61,00

(Die Namensnennung wird durch den Friedhof-
sträger in Auftrag gegeben. Die Kosten für die 
Namensnennung werden nach Ausführung ohne 
Aufschlag an den Nutzungsberechtigten weiter 
berechnet.)

1.4 Reservierungen/Verlängerungen
1.4.1 Reservierung

Wird ein Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte 
ohne zeitgleiche Anmeldung einer Bestattung 
vergeben (§ 22 Absatz 5 FriedhG), wird ab dem 
Zeitpunkt der Nutzungsrechtsvergabe die jähr-
liche Grabberechtigungsgebühr nach den Ta-
rifstellen 1.1.1 und 1.3.1 erhoben.

1.4.2 Verlängerung
Ist bei Bestattungen auf einer Erd- oder Urnen-
wahlgrabstätte, an der bereits ein Nutzungs-
recht besteht, zur Einhaltung der Ruhefrist die 
Verlängerung des Nutzungsrechtes erforderlich, 
wird für die Verlängerungszeiträume, die ganze 
abgeschlossene Jahre umfassen, die jährliche 
Grabberechtigungsgebühr nach den Tarifstel-
len gemäß 1.1.1 und 1.3.1 sowie für Verlän-
gerungszeiträume, die weniger als ganze Jahre 
umfassen, für jeden abgeschlossenen Monat 
ein Zwölftel der jährlichen Grabberechtigungs-
gebühr nach den Tarifstellen gemäß 1.1.1 und 
1.3.1 erhoben.1

2. Friedhofsunterhaltungsgebühr 
(bereits in Grabnutzungsgebühr enthalten)

3. Bestattungsgebühren
Entfällt

4. Nutzung Friedhofskapelle/Trauerhalle
entfällt

5. Verwaltungsgebühren
5.1 Zulassung von Gewerbetreibenden

(Steinmetze, Bestatter, Gartenbaubetriebe, Foto-
grafen)

5.1.1 Zulassung von Gewerbetreibenden einmalig/ 
für 1 Jahr

20,00

5.1.2 Zulassung von Gewerbetreibenden für 3 Jahre 50,00
5.1.3 Ablehnung/Rücknahme/Widerruf einer Zulas-

sung (auch Widerruf einer Zulassung für Redne-
rinnen und Redner gemäß § 19 Absatz 3 Satz 4 
FriedhG); pro Vorgang

30,00

5.2 Bearbeitung Antrag auf Ausgrabung/ 
Umbettung; pro Vorgang

65,00

1 Die Regelung kann teilweise entfallen, wenn für Verlängerungszeiträume, 
die weniger als ein ganzes abgeschlossenes Jahr umfassen, Gebühren nicht 
erhoben werden sollen.

(3) Für die der Umsatzsteuerpflicht unterliegenden Gebührenpositionen wird 
zusätzlich die gesetzliche Umsatzsteuer erhoben und separat im Gebüh-
renbescheid ausgewiesen. Leistungen, die der Umsatzsteuer unterliegen, 
sind entsprechend gekennzeichnet (*zzgl. der gesetzlichen Umsatzsteuer 
in der jeweils gültigen Fassung, 19% Stand 2021).

 
§ 3

Gewerbliche Leistungen
entfällt

§ 4
Inkrafttreten

Die vorstehende Gebührenordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung, 
jedoch nicht vor dem 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt außer Kraft die 
Gebührensatzung vom 16.06.2016. Maßgebend für die Anwendung ist der Tag 
der Zusage der Leistung.

Ausfertigung: 
Die vom Gemeindekirchenrat der Kirchengemeinde Pflanzwirbach am 
06.11.2023 beschlossene Friedhofsgebührensatzung für den Friedhof in 
Pflanzwirbach wurde dem Kreiskirchenamt Meiningen als zuständiger Auf-
sichtsbehörde angezeigt. Die Aufsichtsbehörde hat am 25.01.2024 unter dem 
Aktenzeichen 17/5 K 330 vorstehend genannter Ordnung die kirchenaufsicht-
liche Genehmigung erteilt.

Die vorstehend benannte Friedhofsgebührensatzung der Kirchengemeinde 
Pflanzwirbach wird hiermit ausgefertigt und öffentlich bekannt gemacht.

Kreiskirchenamt  Meiningen, den 07.02.2024
 DS  Das Kreiskirchenamt
   Der Leiter

– Ende des amtlichen Teils –

WAHLHELFER
GESUCHT!

Kommunalwahl, Europawahl  

und Landtagswahl 

26. Mai, 9. Juni und 1. September 2024

Hier anmelden
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Amtliche 
Bekanntmachungen

Bekanntmachung
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für 
die Wahl des Bürgermeisters am 26. Mai 2024

1. In der Stadt Bad Blankenburg wird am 26. Mai 2024 ein hauptamtlicher 
Bürgermeister gewählt.

 Zum hauptamtlichen Bürgermeister, der als Beamter auf Zeit auf die 
Dauer von sechs Jahren gewählt wird, ist jeder Wahlberechtigte im Sinne 
der §§ 1 und 2 ThürKWG wählbar, der am Wahltag das 18. Lebensjahr 
vollendet hat. Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind unter denselben Be-
dingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche. Nicht wählbar ist, 
wer am Wahltag das 65. Lebensjahr vollendet hat. Zum hauptamtlichen 
Bürgermeister kann auch ein Bewerber gewählt werden, der zur Zeit der 
Wahl seinen Aufenthalt nicht in der Gemeinde hat.

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland zurzeit:

 Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dänemark, Republik 
Estland, Republik Finnland, Französische Republik, Hellenische Republik 
(Griechenland), Irland, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik 
Lettland, Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Portu-
giesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Republik Slowenien, 
Slowakische Republik, Königreich Spanien, Tschechische Republik, Un-
garn sowie Republik Zypern.

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 
Sicherungsverwahrung befindet.

 Zum Bürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer nicht die 
Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Landesverfassung 
eintritt. Darüber hinaus ist zum Bürgermeister nicht wählbar, wer im Üb-
rigen die persönliche Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht besitzt. 
Jeder Bewerber für das Amt des Bürgermeisters hat für die Zulassung zur 
Wahl gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung 
abzugeben, ob er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitar-
beiter mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der erforderlichen 
Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie 
beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für eine 
Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes gel-
tenden Bestimmungen nicht fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG).

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters können von Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und Einzelbe-
werbern eingereicht werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
wird hiermit aufgefordert.

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf und 
dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG 
beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt 
werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er 

Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe ist.
 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen und 

ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kenn-
wort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt 
werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge 
erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämt-
licher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahl-
vorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen die Unterschriften 
von mindestens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des 
Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die 
Unterzeichnung für ungültig.

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu be-
zeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt 
und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, 
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. 
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und 
entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklä-
rung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem 
Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur Thüringer Kommunalwahlordnung enthalten:

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Be-

werbers,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter An-

gabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer An-
schrift.

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage beizu-
fügen:

a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, dass er 
seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag zustimmt, nicht 
für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, ob 
er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbei-
tet hat, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte ein-
verstanden ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Be-
stimmungen nicht fehlt,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG 
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe 
durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und zwei wei-
terer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

 d) eine Bescheinigung der Gemeinde seiner Hauptwohnung über die 
Wählbarkeit nach dem Muster der Anlage 22 zur ThürKWO, wenn die 
Hauptwohnung nicht in der Gemeinde ist, in der er sich bewirbt.

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der An-
lagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kenn-
wort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift des 
Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und Nachnamens, des Geburts-
datums und der Anschrift die Unterschriften von mindestens fünfmal so 
vielen Wahlberechtigten tragen, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen 
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sind (insgesamt 100 Unterschriften). Bewirbt sich der bisherige Bürger-
meister als Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften erfor-
derlich.

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufügen:
 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, dass er 

für dieselbe Wahl nicht in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, 
ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden 
ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt.

 Zusätzlich ist eine Bescheinigung der Gemeinde seiner Hauptwohnung 
über die Wählbarkeit nach dem Muster der Anlage 22 zur ThürKWO bei-
zufügen, wenn die Hauptwohnung nicht in der Gemeinde ist, in der er sich 
bewirbt.

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber muss 
in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlbe-
rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Angehöri-
gen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. 
Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versamm-
lung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsa-
men Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern 
der Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe aus 
der Mitte einer vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt worden sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort 
und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung ge-
genüber dem Wahlleiter der Gemeinde an Eides statt zu versichern, dass 
die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewer-
bern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung 
in angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer 
solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt insoweit als zustän-
dige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund ei-
nes eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt oder im Stadtrat der Stadt Bad Blankenburg vertreten 
sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die 
der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätz-
lich von viermal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie Ge-
meinderatsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 80 Unterschriften).

 
3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 

gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinderat vertreten 
ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags 
neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvor-
schlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Un-
terstützungsunterschriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie 
Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag 
bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Ge-
meinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvor-
schlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten 
Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner 
Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit 
der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt , in dem die Gemeinde liegt, 
oder im Stadtrat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei 
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen 
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner 
des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder 

Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.
3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-

schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine vom 
Wahlleiter bei der Stadtverwaltung Bad Blankenburg bis zum 22. April 
2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nach-
namens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine 
eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-
schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlags 
während der üblichen Dienstzeiten der Stadtverwaltung Bad Blankenburg 
von 

 Dienstag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr
  14:00 Uhr bis 16:00 Uhr
 Donnerstag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr
  14:00 Uhr bis 17:30 Uhr
 Freitag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr

 Montag, 22. April 2024 von  09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 
18:00 Uhr

 im Rathaus der Stadt Bad Blankenburg, Markt 1, Bürgerservice, ausgelegt.

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder 
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Stadtver-
waltung Bad Blankenburg aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintra-
gungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unter-
stützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu 
versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungs-
scheins vorliegen.

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind 
Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl sowie Wahlberech-
tigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste 
eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unter-
zeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen 
werden.

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erforderli-
che Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls vom 
Wahlleiter der Gemeinde mit einer Liste zur Leistung der noch erforderli-
chen Unterschriften (Anlage 7a zur ThürKWO) verbunden und unverzüg-
lich nach Einreichung des Wahlvorschlages ausgelegt. Die Ausführungen 
unter 3.3 gelten entsprechend.

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr eingereicht 
sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Stadt Bad Blankenburg 
einzureichen. 

Stadtverwaltung Bad Blankenburg
Wahlleiter der Stadt Bad Blankenburg

Markt 1
07422 Bad Blankenburg

 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 
18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten 
des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des 
Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Einzelbewerbers 
zurückgenommen werden.

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so 
wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber durch-
geführt.

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der Gemeinde 
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten oder die Ein-
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zelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel 
der Wahlvorschläge müssen spätestens am 22. April 2024 bis 18.00 Uhr 
behoben sein. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der Gemein-
de zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschläge den 
durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-
wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig zuzu-
lassen sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der 
Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl 
nicht statt.

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer Kommunal-
wahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern 
sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen 
Sonnabend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten 
Feiertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand ist ausge-
schlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG).

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Geschlechter.

Bad Blankenburg, 29. Februar 2024

Anja Jauch
Wahlleiterin Stadt Bad Blankenburg

Bekanntmachung
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für 
die Wahl der Ortsteilbürgermeister in den Ortsteilen 
Böhlscheiben, Cordobang (bestehend aus Cordobang 
und Fröbitz), Gölitz (bestehend aus Klein- und 
Großgölitz), Oberwirbach, Watzdorf und Zeigerheim 
am 26. Mai 2024

1. In den Ortsteilen mit Ortsteilverfassung Böhlscheiben, Cordobang (be-
stehend aus Cordobang und Fröbitz), Gölitz (bestehend aus Klein- und 
Großgölitz), Oberwirbach, Watzdorf und Zeigerheim der Stadt Bad Blan-
kenburg wird am 26. Mai 2024 ein Ortsteilbürgermeister als Ehrenbeam-
ter der Gemeinde gewählt.

 Zum Ortsteilbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sinne der §§ 1 
und 2 ThürKWG wählbar, der am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet 
und seit mindestens sechs Monaten seinen Aufenthalt in dem Ortsteil mit 
Ortsteilverfassung hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortsteilverfas-
sung wird vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit Ortsteil-
verfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung 
im Sinne des Melderechts maßgebend. Personen, die die Staatsangehörig-
keit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind 
unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche.

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland zurzeit:

 Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dänemark, Republik 
Estland, Republik Finnland, Französische Republik, Hellenische Republik 
(Griechenland), Irland, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik 
Lettland, Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Portu-
giesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Republik Slowenien, 
Slowakische Republik, Königreich Spanien, Tschechische Republik, Un-
garn sowie Republik Zypern.

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 
Sicherungsverwahrung befindet.

 Zum Ortsteilbürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer 
nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Landes-

verfassung eintritt. Darüber hinaus ist nicht wählbar, wer im Übrigen die 
persönliche Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den 
für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht besitzt. Jeder Be-
werber für das Amt des Ortsteilbürgermeisters hat für die Zulassung zur 
Wahl gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung 
abzugeben, ob er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitar-
beiter mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat; er muss ferner erklären, dass er mit der Einholung der erforderlichen 
Auskünfte insbesondere beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie 
beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR einverstanden ist und ihm die Eignung für eine 
Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes gel-
tenden Bestimmungen nicht fehlt (§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG).

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortsteilbürgermeisters können von Par-
teien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, Wählergruppen und 
Einzelbewerbern eingereicht werden. Zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen wird hiermit aufgefordert.

 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewerber kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen, der nur einen Bewerber enthalten darf und 
dem eine Erklärung des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG 
beizufügen ist. Der Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt 
werden; er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen, sofern er 
Bewerber im Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe ist.

 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss den Namen und 
ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kenn-
wort tragen; dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt 
werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge 
erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämt-
licher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Die Wahl-
vorschläge von Parteien und Wählergruppen müssen die Unterschriften 
von mindestens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des 
Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unter-
zeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die 
Unterzeichnung für ungültig.

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu be-
zeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt 
und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, 
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. 
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und 
entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklä-
rung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem 
Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift des Be-

werbers,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter An-

gabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer An-
schrift.

 Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als Anlage beizu-
fügen:

a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, dass er 
seiner Aufnahme als Bewerber in den Wahlvorschlag zustimmt, nicht 
für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, ob 
er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
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Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbei-
tet hat, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte ein-
verstanden ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein 
Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Be-
stimmungen nicht fehlt,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG 
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe 
durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und zwei wei-
terer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem Muster der An-
lagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen des Bewerbers als Kenn-
wort, den Vornamen, das Geburtsdatum, den Beruf und die Anschrift des 
Bewerbers sowie unter Angabe des Vor- und Nachnamens, des Geburts-
datums und der Anschrift die Unterschriften von mindestens fünfmal so 
vielen Wahlberechtigten tragen, wie Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind, 
insgesamt 20 Unterschriften. Bewirbt sich der bisherige Ortsteilbürger-
meister als Einzelbewerber, sind keine Unterstützungsunterschriften erfor-
derlich.

 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage beizufügen:

 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürKWO, dass er 
nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, 
ob er mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale 
Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet 
hat, dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte einverstanden 
ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis 
nach den für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt.

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte Bewerber muss 
in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den wahlbe-
rechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Angehöri-
gen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt. 
Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der Versamm-
lung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsa-
men Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten Mitgliedern 
der Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe aus 
der Mitte einer vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt worden sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers, Ort 
und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der 
Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Versammlungsleiter und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung ge-
genüber dem Wahlleiter der Gemeinde an Eides statt zu versichern, dass 
die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den Bewer-
bern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung 
in angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter der Gemeinde ist zur 
Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt in-
soweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches 
(StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund ei-
nes eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt, im Stadtrat der Stadt Bad Blankenburg vertreten 
sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die 
der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätz-
lich von viermal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie Orts-
teilratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 16 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder im Gemeinderat vertre-
ten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags 
neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvor-

schlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Un-
terstützungsunterschriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie 
Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag 
bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Ge-
meinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvor-
schlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten 
Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner 
Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit 
der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt, oder im Stadtrat der Stadt 
Bad Blankenburg vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei 
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen 
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner 
des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder 
Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine vom 
Wahlleiter bei der Stadtverwaltung, Bad Blankenburg bis zum 22. April 
2024 18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nach-
namens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine 
eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-
schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlags 
während der üblichen Dienstzeiten der Stadtverwaltung Bad Blankenburg 

 Dienstag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr
  14:00 Uhr bis 16:00 Uhr
 Donnerstag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr
  14:00 Uhr bis 17:30 Uhr
 Freitag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr

 Montag, den 22. April 2024 von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr 
bis 18:00 Uhr

 im Rathaus der Stadt Bad Blankenburg, Markt 1, Bürgerservice, ausgelegt.

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder 
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Stadtver-
waltung Bad Blankenburg aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintra-
gungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unter-
stützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu 
versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungs-
scheins vorliegen.

 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind 
Bewerber von Wahlvorschlägen für die dieselbe Wahl sowie Wahlberech-
tigte, die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste 
eingetragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unter-
zeichnet haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen 
werden.

 
3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht die erforderli-

che Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahlvorschlag ebenfalls vom 
Wahlleiter der Gemeinde mit einer Liste zur Leistung der noch erforderli-
chen Unterschriften (Anlage 7a zur ThürKWO) verbunden und unverzüg-
lich nach Einreichung des Wahlvorschlages ausgelegt. Die Ausführungen 
unter 3.3 gelten entsprechend.

4. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr eingereicht 
sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Stadt Bad Blankenburg 
einzureichen.
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Stadtverwaltung Bad Blankenburg
Wahlleiter der Stadt Bad Blankenburg

Markt 1
07422 Bad Blankenburg

 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 
18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten 
des Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des 
Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des Einzelbewerbers 
zurückgenommen werden.

5. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so 
wird die Wahl ohne Bindung an einen vorgeschlagenen Bewerber durch-
geführt.

6. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der Gemeinde 
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten oder die Ein-
zelbewerber aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel 
der Wahlvorschläge müssen spätestens am 22. April 2024 bis 18.00 Uhr 
behoben sein. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der Gemein-
de zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschläge den 
durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-
wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und als gültig zuzu-
lassen sind. Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der 
Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet die Wahl 
nicht statt.

7. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer Kommunal-
wahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern 
sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen 
Sonnabend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten 
Feiertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand ist ausge-
schlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG).

8. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Geschlechter.

Bad Blankenburg, 29. Februar 2024

Anja Jauch
Wahlleiterin Stadt Bad Blankenburg

Bekanntmachung
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für 
die Wahl der Stadtratsmitglieder am 26. Mai 2024

1. In der Stadt Bad Blankenburg sind am 26. Mai 2024, 20 Stadtratsmitglie-
der zu wählen.

 Wählbar für das Amt eines Stadtratsmitglieds sind Wahlberechtigte, die 
am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben (§ 12 ThürKWG). 
Die Wahlberechtigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind 
Deutsche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberechtigt, wenn sie 
nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) und seit min-
destens drei Monaten ihren Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Auf-
enthalt in der Gemeinde wird vermutet, wenn die Person in der Gemeinde 
gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne 
des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG). 

 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bundesrepublik 
Deutschland zurzeit:

 Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dänemark, Republik 
Estland, Republik Finnland, Französische Republik, Hellenische Republik 
(Griechenland), Irland, Italienische Republik, Republik Kroatien, Republik 
Lettland, Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Portu-
giesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Republik Slowenien, 
Slowakische Republik, Königreich Spanien, Tschechische Republik, Un-

garn sowie Republik Zypern. 

 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder sich zum 
Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 
Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Stadtratsmitglieder können Wahlvorschläge von Parteien 
im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes oder von Wählergruppen auf-
gestellt werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hier-
mit aufgefordert.

 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahlvorschlag ein-
reichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 20 Bewerber enthalten. Die 
Bewerber sind in erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nachna-
mens und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und ihrer 
Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in ei-
nem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung 
schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die 
Kurzbezeichnung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; 
dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, 
wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforder-
lich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher da-
ran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge 
müssen die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten tragen, 
die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen 
Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.

 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellvertreter zu be-
zeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter müssen wahlberechtigt 
und volljährig sein. Fehlt eine Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, 
dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertreter. 
Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, 
sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und 
entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. 
Der Beauftragte und sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklä-
rung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem 
Wahlleiter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach dem Muster 
der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der Be-

werber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten unter An-

gabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsdatums und ihrer An-
schrift.

 Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 6 zur 
ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag als Bewerber aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in 
den Wahlvorschlag zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 ThürKWG 
über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei oder Wählergruppe 
durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und zwei wei-
terer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten Bewerber 
müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen Versammlung von den 
wahlberechtigten Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten An-
gehörigen der Wählergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. 
Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsbe-
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rechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre Ziele der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Zur Aufstellung eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine gemeinsame Versammlung aller 
beteiligten Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den wahlberech-
tigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen 
einer Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mitgliederver-
sammlung zu diesem Zweck gewählt sind, in geheimer Abstimmung ge-
wählt werden.

 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber und die 
Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, Ort und Zeit der Ver-
sammlung, die Form der Einladung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit 
dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter 
und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem Gemein-
dewahlleiter an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie die Fest-
legung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder 
Wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungsversammlung vorschlagsbe-
rechtigt war und dass den sich für die Aufstellung bewerbenden Perso-
nen Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung 
in angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer 
solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt insoweit als zustän-
dige Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht aufgrund ei-
nes eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises 
Saalfeld-Rudolstadt oder im Stadtrat der Stadt Bad Blankenburg vertreten 
sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die 
der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätz-
lich von viermal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie Ge-
meinderatsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 80 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlagsträger eines 
gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder Gemeinderat vertreten 
ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags 
neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvor-
schlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Un-
terstützungsunterschriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie 
Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag 
bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Ge-
meinderat oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvor-
schlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten 
Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag keiner 
Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit 
der letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, 
im Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, oder im Stadtrat 
vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn eine Partei 
oder Wählergruppe mit einem geänderten oder neuen Namen einen 
Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, dass die Mehrheit der Unterzeichner 
des Wahlvorschlags (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder 
Unterzeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstützungsunter-
schriften persönlich nach der Einreichung des Wahlvorschlags in eine vom 
Wahlleiter bei der Stadtverwaltung Bad Blankenburg bis zum 22. April 
2024, 18.00 Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nach-
namens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine 
eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem Wahlvor-
schlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlags 
während der üblichen Dienstzeiten der Stadtverwaltung Bad Blankenburg

 Dienstag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr
  14:00 Uhr bis 16:00 Uhr
 Donnerstag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr
  14:00 Uhr bis 17:30 Uhr
 Freitag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr

 Montag, 22. April 2024 von  09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 
18:00 Uhr

 im Rathaus der Stadt Bad Blankenburg, Markt 1, Bürgerservice, ausgelegt. 

 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krankheit oder 
einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Eintragungsraum bei der Stadtver-
waltung Bad Blankenburg aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintra-
gungsschein. Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unter-
stützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzunehmen; die 
wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu 
versichern, dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintragungs-
scheins vorliegen.

Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausgeschlossen sind Be-
werber von Wahlvorschlägen für dieselbe Wahl sowie Wahlberechtigte, 
die sich für dieselbe Wahl bereits in eine andere Unterstützungsliste ein-
getragen haben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet 
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenommen werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenverbindung). Sie 
muss spätestens am 22. April 2024 bis 18.00 Uhr, durch übereinstim-
mende Erklärung der Beauftragten der Wahlvorschläge gegenüber dem 
Wahlleiter der Gemeinde erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche 
Zustimmung der Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten 
Wahlvorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5.  Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekanntmachung der 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens am 12. April 2024 bis 18.00 Uhr eingereicht 
sein. Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Stadt Bad Blankenburg 
einzureichen.

Stadtverwaltung Bad Blankenburg
Wahlleiter der Stadt Bad Blankenburg

Markt 1
07422 Bad Blankenburg

 Eingereichte Wahlvorschläge können nur bis zum 12. April 2024 bis 
18.00 Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten 
des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner des 
Wahlvorschlages zurückgenommen werden.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so 
findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird ohne Bindung an etwaige 
vorgeschlagene Bewerber und ohne das Recht der Stimmenhäufung auf 
einen Bewerber durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der Gemeinde 
unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftragten aufgefordert, 
festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen 
spätestens bis 22. April bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen 
Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit zu-
lässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder nachträgli-
chen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die in solchen Fällen 
aufgestellt werden sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie 
Bewerber zu wählen. Am 23. April 2024 tritt der Wahlausschuss der Ge-
meinde zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschläge 
und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch das Thüringer Kom-
munalwahlgesetz und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten 
Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind.

8.  Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer Kommunal-
wahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern 
sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen 
Sonnabend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten 
Feiertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand ist ausge-
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schlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG).

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle Geschlechter.

Bad Blankenburg, 29. Februar 2024

Anja Jauch
Wahlleiterin Stadt Bad Blankenburg

Öffentliche Bekanntmachung
über die Festsetzung der Grundsteuer in der Stadt 
Bad Blankenburg für das Kalenderjahr 2024

Auf Grundlage der Vorschriften des § 27 Abs. 3 Grundsteuergesetz (GrStG) in 
der Fassung des Gesetzes vom 07.08.1973 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 16.12.2022 (BGBl. I S. 2294), gibt die Stadt Bad Blanken-
burg folgendes bekannt:

Gemäß § 27 Abs. 3 GrStG wird auf die Erteilung von Grundsteuerbescheiden 
für das Kalenderjahr 2024 verzichtet. Für diejenigen Steuerschuldner, die für 
das Kalenderjahr 2024 die gleiche Grundsteuer wie im Vorjahr zu entrichten 
haben, wird hiermit die Grundsteuer 2024 in der gleichen Höhe wie für das 
Kalenderjahr 2023 durch öffentliche Bekanntmachung festgesetzt. Mit dem 
Tage der öffentlichen Bekanntmachung dieser Steuerfestsetzungen treten für 
die Steuerpflichtigen die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen an 
diesem Tag ein Steuerbescheid zugegangen wäre.

Ab dem 01.01.2021 hat der Stadtrat der Stadt Bad Blankenburg in seiner Sit-
zung vom 16.12.2020 die Hebesätze der Grundsteuer A und der Grundsteuer B 
festgesetzt. Bis zum Inkrafttreten der Haushaltssatzung 2024 gelten gemäß 
§ 61 Abs. 1 Nr. 2 der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) die festgesetzten 
Abgabensätze nach den Sätzen des Vorjahres weiter. 

Die festgesetzten Hebesätze für die Grundsteuer A und B haben sich gegenüber 
dem Kalenderjahr 2023 nicht geändert und sind weiterhin für das Kalenderjahr 
2024 gültig, nach § 1 der Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die 
Grund- und Gewerbesteuer der Stadt Bad Blankenburg vom 11.01.2021:

Grundsteuer für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
(Grundsteuer A) 316 v. H.

Grundsteuer für unbebaute und bebaute Grundstücke 
(Grundsteuer B)  420 v. H.

Zahlungsaufforderung
Die Grundsteuer 2024 ist wie folgt fällig:

1. Zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August, 15. November zu je einem 

Viertel der Jahressteuer, soweit nicht Nr. 2, 3 oder 4 Anwendung finden,
2. Am 15. August mit dem Jahresbetrag, wenn dieser 15,00 € nicht über-

steigt,
3. Am 15. Februar und 15. August zu je einer Hälfte des Jahresbetrages, 

wenn dieser 30,00 € Euro nicht übersteigt oder
4. Am 1. Juli mit dem Jahresbetrag, wenn von der Möglichkeit des § 28 

Abs. 3 GrStG (Jahreszahlung) Gebrauch gemacht worden ist.

Soweit eine Ermächtigung zum Einzug der Forderungen erteilt wurde, werden 
die fälligen Beträge zu den jeweiligen Terminen eingezogen. Um das Versäu-
men der Zahlungsfälligkeit zu vermeiden, kann der Stadtkasse eine Ermächti-
gung zum Einzug der Forderungen mittels Lastschriftverfahren erteilt werden. 
Formulare hierfür sind in der Stadtverwaltung Bad Blankenburg erhältlich bzw. 
können die Formulare im Internet unter www.bad-blankenburg.de herunterge-
laden werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Steuerfestsetzung kann innerhalb eines Monats Widerspruch ein-
gereicht werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Stadt Bad Blankenburg, Markt 1, 07422 Bad Blankenburg einzulegen. Die Frist 
beginnt am Tage nach dieser öffentlichen Bekanntmachung. Durch die Einle-
gung des Widerspruchs wird die Wirksamkeit des mit öffentlicher Bekanntgabe 
erteilten Bescheides nicht gehemmt, insbesondere die Einziehung der festge-
setzten Steuer nicht aufgehalten.

Überprüfung der Grundsteuer-Anmeldung nach § 42 Grundsteuerge-
setz alte Fassung (GrStG a. F.)
Bei Mietwohngrundstücken und Einfamilienhäusern, für die das Finanzamt 
Pößneck kein Einheitswert festgestellt hat, bemisst sich der Jahresbetrag der 
Grundsteuer B nach der Wohn- und Nutzfläche (Ersatzbemessungsgrundla-
ge) der Grundstücke. Die Grundsteuer B wird nach §§ 42 und 44 GrStG a. F. 
ermittelt. Haben sich am Grundstück seit der letzten Überprüfung Verände-
rungen ergeben (z. B. Modernisierung, Änderung der Wohn- oder Nutzfläche, 
Schaffung von PKW-Stellplätzen etc.), so ist eine neue Grundsteuer-Anmeldung 
einzureichen. Dies gilt für bauliche Veränderungen, die bis zum 31.12.2023 
abgeschlossen wurden. Die Vordrucke zur Erklärung der Ersatzbemessungs-
grundlage sind zu den Sprechzeiten in der Stadtverwaltung Bad Blankenburg, 
Markt 1, 07422 Bad Blankenburg erhältlich. Sollten seit der letzten Grundsteu-
er-Anmeldung keine Veränderungen am Wohngrundstück oder Einfamilienhaus 
erfolgt sein, so ist keine neue Grundsteuer-Anmeldung erforderlich.

Bad Blankenburg, den 14.02.2024

Stadt Bad Blankenburg

George
Bürgermeister

Öffnungszeiten der Stadtverwaltung Bad Blankenburg
Montag  geschlossen Dienstag 09:00 – 12:00 Uhr und 14:00 – 16:00 Uhr
Mittwoch geschlossen Donnerstag 09:00 – 12:00 Uhr und 14:00 – 17:30 Uhr 
Freitag 09:00 – 12:00 Uhr

Telefon: 036741/37-0 | E-Mail: stadt@bad-blankenburg.de

– Ende des amtlichen Teils –


